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die madjarische Staatsnation das Problem zu lösen. Die von Slowaken betriebene Poli­
tik nach dem Ausgleich hatte überhaupt keine Chance, sich gegen die ungarische Reichs­
regierung durchzusetzen. Die Zeit war vorbei, in der slowakische Politiker versuchen 
konnten, durch geschickte Verhandlungen in Wien und Budapest nationalpolitische 
Zugeständnisse zu erreichen. Die slowakische Nationalbewegung wurde im politischen 
Kampf auf die Position zurückgeworfen, die sie vor 1848 innehatte. An eine Verwirk­
lichung des nationalen Programms, wie es die slowakische Volksversammlung im Jahre 
1861 im St. Martiner Memorandum formuliert hatte, war nicht mehr zu denken. Dabei 
ging die ungarische Regierung sehr geschickt vor. Die Kollektivrechte, oder um es 
modern zu sagen, die Volksgruppenrechte, wurden bestritten und dafür im Sinne des 
Liberalismus die Rechte des Individuums betont. Dabei durfte aber der Gedanke des 
einheitlichen madjarischen Staates keinerlei Einschränkungen erleiden. Schon bei den 
Wahlen zum Landtag verstand es der madjarische Adel in der Slowakei, die Wahl 
slowakischer Vertreter zu verhindern. Von seiner heutigen Sicht aus bemängelt der 
slowakische Historiker HOLOTÍK, daß die slowakischen Führer die Ausgleichsverhand­
lungen nur passiv verfolgten, ohne sich aktiv mit politischen Maßnahmen in das poli­
tische Geschehen einzuschalten. 

Die juristische Feststellung allein, daß FRANZ DEÁK nicht befugt sei, im Namen des 
Königreiches Ungarn zu sprechen, nutzte der slowakischen Nationalpartei wenig. 
Außerdem gelang es der madjarischen Ausgleichspartei, bei den slowakischen Politi­
kern das Gefühl entstehen zu lassen, daß die Nationalitätenprobleme zur Zufriedenheit 
der Nationalitäten nach der Fertigstellung des Ausgleichs zwischen Ungarn und Öster­
reich gelöst würden. Die Wünsche der Repräsentanten des slowakischen Volkes waren 
der ungarischen Regierung durch das Memorandum von 1861 bekannt. Dort war das 
erstemal die Rede von dem Gebiet der Slowakei, das im Memorandum „okolie" 
genannt wurde. Die Autonomie, die dort gefordert wurde, sollte sich auf die allge­
meine Verwaltung und auf das Schulwesen erstrecken. Die von Madjaren beherrschte 
Bürokratie bezeichnete das Memorandum als verfassungswidrig, weil es der Integrität 
des Königreiches widerspräche. Auch nach der Einführung des Oktoberdiploms von 
1860 wurden in rein slowakischen Gebieten fast ausschließlich nur Madjaren als 
Beamte angestellt. 
Bei der Volksversammlung in St. Martin meldete sich auch eine promadjarische Partei 
zu Wort. Zu ihr gehörten Adelige slowakischer Abstammung, die sich wegen ihrer 
sozialen Stellung gegen die Forderungen des Memorandums wandten, und einige 
Würdenträger der katholischen Kirche, die an die Möglichkeit eines Ausgleichs mit den 
Madjaren glaubten, ohne vorher konkrete nationale Forderungen anzumelden. 
Nach dem Abschluß des Ausgleichs blieb für die Repräsentanten der Slowaken nur der 
Weg in die machtlose Opposition. Keine der Forderungen des St. Martiner Memo­
randums wurde verwirklicht. Ein Teil der slowakischen Führer fand sich jedoch mit 
den Realitäten ab. Sie lösten sich von der slowakischen Nationalpartei und wurden in 
der Öffentlichkeit als „Neue Schule" bezeichnet. Diese Partei forderte nur die Aner­
kennung der slowakischen Sprache in der Öffentlichkeit. Die Forderung nach Anerken­
nung eines autonomen slowakischen Gebietes wurde von ihr nicht mehr erhoben. 
Beide slowakische Parteien traten mit Forderungen und Vorstellungen an das Natio­
nalitätenkomitee des ungarischen Reichstages heran, ohne eine einheitliche Stellung­
nahme zu vertreten. Endergebnis der Verhandlungen im Nationalitätenkomitee war 
schließlich das Nationalitätengesetz des Jahres 1868 von BARON EÖTVÖS, in dem alle 
Volksgruppenrechte unberücksichtigt blieben. Die madjarische Mehrheit des ungari-
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sehen Parlaments stimmte für das Gesetz, während die nichtmadjarischen Nationali­
täten es ablehnten und verneinten. Die „Neue Schule" nahm gegenüber dem Nationali­
tätengesetz eine versöhnlichere Stellung ein, obwohl auch diese Gruppe das Gesetz in 
der bestehenden Form ablehnte. 
Auch die Stellungnahme der Rusinen oder Ruthenen in Ungarn zum österreichisch­
ungarischen Ausgleich war durchaus nicht einheitlich79. Die politisch aktive Partei unter 
den Ruthenen waren die Anhänger des Großgrundbesitzers ADOLF DOBRJANSKY. Diese 
Gruppe orientierte sich mehr zum kaiserlichen Hof nach Wien. Doch die überwiegende 
Mehrheit der ruthenischen Repräsentanten, vor allem die unierte Geistlichkeit, lehnte 
dieses politische Programm ab. Sie glaubten eher nationale Zugeständnisse durch eine 
Annäherung an die madjarische Gentry zu erreichen. DOBRJANSKY dagegen hoffte, am 
Wiener Hof die Errichtung eines ruthenischen Herzogtums durchsetzen zu können. 
Durch den Abschluß des Ausgleiches wurde diese Forderung zur Utopie. Daher verlor 
die Gruppe um den streitbaren DOBRJANSKY rasch an Anhängerschaft. Doch auch die 
Ergebenheitsadressen der promadjarischen Partei nutzte der ruthenischen National­
bewegung wenig. Denn sie konnten nicht einmal das freie Wirken des einzigen ruthe­
nischen Kulturv er eins, des St. Basilius-Vereins, erreichen. 
Die Verhältnisse in Ungarn machten es den Ruthenen unmöglich, ein eigenständiges 
nationales Leben zu entfalten. 
Der österreichisch-ungarische Ausgleich bedeutete besonders für die Entwicklung des 
Nationalitätenrechts einen wichtigen Einschnitt. Die Gleichberechtigung der Nationali­
täten innerhalb der cisleithanischen Hälfte der Monarchie bildet das Grundthema der 
Untersuchung von GERALD STOURZH8 0 . Er geht auf die Geschichte des Artikels 19 der 
österreidiischen Verfassung ein, der die Gleichberechtigung der Nationalitäten Cislei-
thaniens verbürgte. STOURZH weist darauf hin, daß die Grundrechte des Kremsierer 
Verfassungsentwurfes, zu denen auch der Artikel 19 gehörte, in die Verfassung von 
1867 aufgenommen wurden. Dagegen wurde der Katalog der Grundrechte im Ver­
fassungsentwurf der Paulskirche nicht in die Verfassungsgesetze des Bismarekreiches 
aufgenommen, sondern erst in die Weimarer Verfassung. Diese Feststellung von 
STOURZH läßt sich historisch durch die Niederlage Österreichs erklären. Da bei ihm 
diese Erläuterung fehlt, entsteht derEindrudk, daß es in Österreich eine demokratischere 
Gesinnung gab als im Bismarckreich. In den Untersuchungen zum Artikel 19 klärt 
STOURZH aufgrund des reichhaltigen rechtshistorischen Schrifttums die Begriffe „Natio­
nalität" und „Volksstamm", von denen in dem erwähnten Verfassungsartikel die Rede 
ist, um dann die verschiedenen Fassungen in den Verfassungsentwürfen von 1848 bis 
1867 zu vergleichen. Er fügt seinen historischen Erläuterungen über die Entstehung des 
Artikels 19 noch hinzu, daß auch die Krone das Schlagwort von der Gleichberechtigung 
der Nationalitäten im Kampf gegen die ungarische Staatsnation benutzte, besonders 
bei der Niederkämpfung der ungarischen Revolution von 1848 — 1849, ohne jedoch 
das Versprechen zu halten, das sie den Nationalitäten Ungarns gegeben hatte. Nach 

Über die nationalpolitische Lage der Rusinen berichten: HARAKSIM, L'UDOVÍT Die Rusinen 
und der Ausgleich, in: Congrès international (im Druck); 2EGUC, IVAN Die nationalpoliti­
schen Bestrebungen der Karpato-Ruthenen 1848 — 1914. Wiesbaden 1965 = Veröffent­
lichungen des Osteuropa-Institutes München 28. 
STOURZH, GERALD Die Gleichberechtigung der Nationalitäten und die österreichische 
Dezemberverfassung von 1867, in: Der österreichisch-ungarische Ausgleich von 1867, 
S. 186-218. 
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der Niederlage von Solferino ging die ungarische Entwicklung einen anderen Weg. 
STOURZH stellt fest, daß es in Ungarn keinen verbrieften Verfassungsschutz für die 
Nationalitäten gab, weil es dort ähnlich wie in England keinen Unterschied zwischen 
Verfassungsgesetzen und einfachen Gesetzen gab. Vor allem stellte das Nationalitäten­
gesetz von EÖTVÖS aus dem Jahre 1868 von vornherein die Unteilbarkeit der ungari­
schen Staatsnation fest, die alle Bürger Ungarns umfaßte, ganz gleich welcher Sprache 
und Nationalität sie angehörten. 
In einer neueren Arbeit zum Nationalitätengesetz von 1868 in Ungarn von JOHANN 
WEBER 81 wird ebenfalls festgestellt, daß die EÖTvös'sche Konzeption von der einheit­
lichen politischen ungarischen Nation mit Gleichberechtigung aller Bürger nicht geeignet 
war, die damals aufgepeitschten nationalen Leidenschaften zu beruhigen. Aber WEBER 
glaubt, daß EÖTVÖS' Überzeugung, mehr von allgemein moralischen Gesichtspunkten 
betrachtet, berechtigt war, weil er die Herrschaft der nationalen Idee für kurzlebig 
hielt. Er war überzeugt, daß die nationale Idee niemals imstande sein würde, auf die 
Entwicklung der Menschheit einen größeren Einfluß auszuüben als die Ideen der Frei­
heit und Gleichheit. 
Allein dem ungarischen Nationalitätengesetz widmet sich ein Beitrag von CARLILE 
AYLMER MARCARTNEY82 . 

Obwohl das Nationalitätengesetz von 1868 vernünftig war, blieb es seiner Ansicht 
nach zum Scheitern verurteilt, weil der ungarische Begriff von der Nation etwas ande­
res beinhaltete als es allgemein üblich war. In Ungarn hatte die Nation immer noch als 
die Nachfolgerin der madjarischen Kriegergemeinschaft gegolten, die das Land erobert 
hatte. In diese Nation konnten auch Nichtmadjaren als vollgültige Mitglieder aufge­
nommen werden, auch dann noch, als an der Wende des 18. zum 19. Jahrhundert aus 
der politischen ungarischen Nation eine madjarische Sprachnation geworden war, die 
nicht fähig war, die übrigen Nationalitäten als gleichberechtigte Glieder anzuer­
kennen. 
Von Anfang an betrachteten die Slowenen den Dualismus als die schlechteste mögliche 
Organisationsform der Monarchie. Daher ist die slowenische Öffentlichkeit, wie VASILIJ 
MELIK nachweist, gegen den Abschluß des Ausgleichs83. In den Jahren nach dem Aus­
gleich kommt es zu einer Radikalisierung der slowenischen Nationalbewegung. Von 
den liberalen Jungslowenen wird ein Programm eines vereinten Sloweniens entwickelt, 
das eng verknüpft ist mit dem jugoslawischen Programm, das 1870 in Laibach beschlos­
sen wurde. Die Gründung eines vereinten Sloweniens, so stellt MELIK fest, wäre wahr­
scheinlich die einzige Garantie für die Gleichberechtigung der Slowenen in der Monar­
chie gewesen. 
Allein mit administrativen Lösungen ihrer nationalen Ansprüche gaben sich die Ita­
liener in Tirol und im Küstengebiet nicht mehr zufrieden84. Die reichsitalienischen 
territorialen Ansprüche auf die von Italienern besiedelten Gebiete der österreichischen 

WEBER JOHANN Eötvös und die ungarische Nationalitätenfrage. München 1966. 
MARCARTNEY, CARLILE AYLMER Das ungarische Nationalitätengesetz vom Jahre 1868, in: 
Der österreichisch-ungarische Ausgleich von 1867, S. 219 — 230. 
MELIK, VASILIJ Die slowenische Politik am Anfang des Dualismus, in: Congrès inter­
national (im Druck). 
STRADAL, HELMUTH Die Lage der Italiener in der österreichischen Reichshälfte nach dem 
Ausgleich 1867, in: Congrès international (im Druck). 
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Reichshälfte machten die Probleme der italienischen Bevölkerung in Österreich zu einer 
außenpolitischen Frage. 
Einen Überblick über die Entwicklung des tschechischen Volkes nach dem Ausgleich gibt 
JIRÍ K-ORALKA 85. Die negative Einstellung PALACKYS zum dualistischen System behan­
delt JOSEPH ZÁCEK 8 8 . 

Mit der Lage der polnischen Bevölkerung in Galizien befaßt sich JÓZEF BUSZKO87. Er 
widmet sich der galizischen Autonomie, die zwischen den "Wiener Regierungskreisen 
und dem galizischen Adel abgeschlossen wurde, die Galizien zum „polnischen Piémont" 
werden ließ. 
Mit der Stellung der Nationalitäten in Österreich-Ungarn nach der Einführung der 
Verfassung befaßt sich JÚLIUS MÉSÁROS 88. Er behandelt dieses wichtige Thema mit der 
marxistischen Fragestellung. Eine eingehende Analyse des Schulwesens bei den ver­
schiedenen Nationalitäten des Habsburgerstaates diente als Beispiel für die gesamte 
Nationalitätenpolitik. Für das Volksschulsystem konnte er im österreichischen Reichs­
teil feststellen, daß die prozentuale Verteilung der Volksschulen in der betreffenden 
Muttersprache dem Anteil dieser Nation an der Gesamtbevölkerung immer mehr ange­
glichen wurde. Auch im Mittelschulwesen stieg der Anteil der nichtdeutschen Anstalten. 
Dagegen war die Lage der Nationalitäten in Ungarn wesentlich ungünstiger. Eine posi­
tivere Entwicklung gab es nur in Kroatien und Slawonien, wo ein autonomes Schul­
wesen bestand. Die Schulpolitik im übrigen Ungarn war völlig der totalen Madjarisie-
rung untergeordnet. Dreißig Jahre nach dem Abschluß des Ausgleichs waren fast alle 
nichtmadjarischen Mittelschulen geschlossen. MÉSÁROS zitiert zur Charakterisierung 
der madjarischen Nationalisierungspolitik eine Rede eines ungarischen Abgeordneten, 
der im Jahre 1890 vor dem ungarischen Reichstag erklärte: „Der Wille, den ungarischen 
Staat in einen madjarischen umzugestalten, bildet ein altes Herkommen unserer Politik. 
Dieses Bestreben hat sich von neuem mit einer wunderbaren Wirksamkeit und durch 
nicht minder wunderbare Erfolge der derzeitigen Regierung kundgetan.K 

Die politische und kulturelle Lage der Nationalitäten in Ungarn nach dem Ausgleich 
wurde auch von ungarischer Seite behandelt89. Man ist auch dort heute bemüht, dieses 
heikle Problem sachlicher zu diskutieren. 

KO&ALKA, JIRÍ The History of the Habsburg Monarchie in Czechoslovak Historiography 
since 1945, in: Austrian History Yearbook 2 (1966) 189—223. 
2ÁCEK JOSEPH Palacky and the Austro-Hungarian Compromise of 1867, in: Congres 
international (im Druck). Über die Weiterentwicklung des böhmischen Staatsrechts nach 
dem Ausgleich berichtet VALENTIN, URFUS Die Ausprägung der Idee des historischen böh­
mischen Staatsrechtes in den 60er Jahren des 19. Jahrhunderts und der österreichisch­
ungarische Dualismus, in: Congrès international (im Druck). 
BUSZKO, JÓZEF Die galizische Autonomie und Wien, in: Donauraum — gestern, heute, mor­
gen, S. 81—92; DERS. Polish Attitude Towards the Compromise, in: Congres international 
(im Druck). 
MÉSÁROÍ», JÚLIUS Die Stellung der Völker Österreich-Ungarns nach dem Sturze des Abso­
lutismus Ím Lichte der Angaben über die Entwicklung der Bevölkerung und des Schul­
wesens, in: Congrès international (im Druck). 
KEMÉNY, GÁBOR A magyar nemzetiségi kérdés története [Die Geschichte der ungarischen 
Nationalitäten]. Budapest 1946. DERS. Iratok a nemzetiségi kérdés történetéhez Magyaror­
szágon a dualizmus korában [Dokumente zur Geschichte der Nationalitätenfrage in der 
Ära des Dualismus]. Band 1 — 4. 1952 — 1966. 
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Der Sozialgeschichte Ungarns zu Beginn des 20. Jahrhunderts widmet sich PÉTER 
H A N Á K 9 0 . Er weist hier wiederum auf die Benachteiligung Ungarns im dualistischen 
System hin, die sich in den schlechten sozialen Zuständen widerspiegelt. Er gliedert die 
ungarische Gesellschaft in drei Gruppen. Zu der ersten Gruppe gehörte der gesamte 
Adelsstand, der durch Abstammung, Diplom und Rang die staatliche Macht in Ungarn 
ausübte. Die zweite Klasse der Bevölkerung bestand aus reichen Bauern, besseren 
Handwerkern und Kaufleuten. Die dritte Gruppe setzte sich aus armen Handwerkern, 
Knechten, Gesinde und Industriearbeitern zusammen, die unter den schlechtesten sozia­
len Bedingungen leben mußten91. Für den Nationalismus, der sich gegen Wien und 
Österreich richtete, machte HANÁK ausschließlich den Herrenstand verantwortlich, der 
in Magnaten, in die ärmere Gentry und das reiche Bürgertum zerfiel und der auch den 
Mittelstand auf dem Weg zum selbstzerstörenden Chauvinismus mitriß. Das Problem 
der Opposition in Ungarn während der dualistischen Periode untersucht ISTVÁN 
DOLMÁNYOS9 2 . 

Bei wissenschaftlichen Tagungen im heutigen Ungarn und anderer Nachfolgestaaten 
wurden aus marxistischer Sicht die Probleme des dualistischen Systems ausgiebig 
erörtert93. In der heutigen Diskussion unter Historikern prallen am meisten die rumä­
nische und ungarische Auffassung über wirtschaftliche und politische Probleme im Zeit­
alter des Dualismus aufeinander. Ein wichtiges innenpolitisches Problem in Ungarn 
war die Entwicklung der Landwirtschaft, die weit hinter dem westeuropäischen Niveau 
zurückblieb94. Die gesamte negative Entwicklung der ungarischen Wirtschaft hatte eine 
riesige Auswanderungswelle zur Folge. Darüber wurde sowohl von ungarischer als 
auch von amerikanischer Seite gearbeitet95. 
ROBERT KANN versuchte die Lage der Juden in Ungarn von 1867-1918 zu schildern96. 
Im ganzen gesehen ist man in der Diskussion über die ungarische Gesellschaft nach dem 
Ausgleich von 1867 überzeugt, daß Ungarn weit hinter der übrigen sozialen Entwick­
lung Europas zurückblieb. Diese veraltete Gesellschaftsformation und der übertriebene 
ungarische Chauvinismus gehörten zu den Hauptursachen, welche zur Auflösung der 
Monarchie führten. 
Allerdings nehmen zu dem zweiten Teil dieser These die ungarischen Historiker einen 
differenzierteren Standpunkt ein. 

HANÁK, PÉTER Skizzen über die ungarische Gesellschaft am Anfang des 20. Jahrhunderts, 
in: Acta Historica 10 (1964) S. 1-47. 
DERS. A történettudományi bizottság vitája a dualizmus kora történetének egyes kérdé­
seiről [Die Debatte der Historischen Kommission über wichtige Fragen der Geschichte des 
Dualismus], in: Századok 96 (1962) S. 217 — 239. 
DOLMÁNYOS, ISTVÁN A magyar parlamenti ellenzék történetéből 1901 — 1904 [Abschnitte 
aus der Geschichte der ungarischen parlamentarischen Opposition]. Budapest 1963. 
BEREND, IVÁN AZ Osztrák-Magyar Monarchia történeti Problémái (Historische Probleme 
der Österr.-Ung. Monarchie), in: Századok 99 (1965) S. 218 — 220. 
PUSKÁS, JÓZSEF Gestaltung der landwirtschaftlichen Produktion in Ungarn und der Markt 
der Monarchie (1870—1914). Budapest 1964. 
RÁcz, ISTVÁN A kivándorlás és a magyar uralkodó osztály 1849—1914 [Die Auswande­
rung und die ungarische herrschende Klasse], in: Annales Instituti Historici Universitatis 
Scientiarum Debreceniensis de Ludovico Kossuth nominatae 1 (1962) S. 92 — 173; LENGYEL, 
EMIL Americans from Hungary. Philadelphia 1948. 
KANN, ROBERT Hungary Jewry during Austria-Hungary's Constitutional Period (1867 — 
1918), in: Jewish Social Studies 7 (1945) S. 357-386. 
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Schwerwiegend waren die Auswirkungen des Ausgleichs auf die Verfassungsfrage der 
cisleithanischen Reichshälfte. Eng mit dem Ausgleich verknüpft war die Dezember­
verfassung von 1867, weil die ungarische Auslegung der Ausgleichsgesetze eine Ab­
änderung der Verfassung Cisleithaniens geradezu unmöglich machte. Außerdem konnten 
die fünf Staatsgrundgesetze des österreichischen Reichsteils nur mit Zweidrittel­
mehrheit geändert werden. Es war geradezu aussichtslos, wie LENTZE feststellt, diese 
Mehrheit für eine solche Reichsreform im Reichsrat zustande zu bringen97. Nur durch 
einen Staatsstreich der Krone war eine Änderung der Verfassung möglich. LENTZE hält 
eine Umwandlung Österreichs in einen modernen Bundesstaat nur für möglich, wenn 
es zu einer Entmachtung der Krone, der Adelsschicht in den Kronländern, der Büro­
kratie und der Armee gekommen wäre. Selbst eine Umorganisierung Österreichs nach 
dem nationalen Prinzip scheiterte an den jeweiligen Landtagsmehrheiten. LENTZE weist 
darauf hin, daß eine Umgestaltung in einen demokratischen Bundesstaat unmöglich 
gewesen wäre. Die Möglichkeit einer Revolution von oben hält er am ehesten nach dem 
Regierungsantritt des Thronfolgers Erzherzog FRANZ FERDINAND für möglich. Doch 
stellt er auch zu den Plänen des Thronfolgers fest, daß für eine endgültige Stellung­
nahme davon kaum Details bekannt waren. So kommt er schließlich zu dem Schluß, 
daß FRANZ FERDINAND zur Zeit seines Todes überhaupt noch kein endgültiges Pro­
gramm hatte. Durch die Katastrophe des Ersten Weltkrieges wurde schließlich die Ent­
machtung der erwähnten Führungsschichten erzwungen, doch damit war auch das 
Schicksal Österreichs besiegelt. 

8. Die ausländischen Mächte und der Ausgleich 

Ein Beitrag von JIRÍ KORALKA beschäftigt sich mit dem Einfluß der preußischen Politik 
auf die Geschicke der habsburgischen Monarchie zur Zeit des Ausgleichs98. 
Im ersten Teil faßt er die Forschungsergebnisse über das sogenannte preußisch-unga­
rische Interessenbündnis im Jahre 1867 zusammen. 
Im Mittelpunkt steht ein Ausspruch BISMARCKS gegenüber dem Fürsten KARL von 
Rumänien im Jahre 1869: „Das Vertrauen der Ungarn ist uns eine Bürgschaft des 
Friedens, ein Hindernis für die Beteiligung Österreichs an einer Koalition gegen uns." 
Im zweiten Teil seiner Ausführungen versucht KORALKA die einzelnen Ereignisse und 
Entscheidungen der preußisch-habsburgischen Beziehungen in einen breiteren Zu­
sammenhang mit der allgemeinen nationalen Problematik einzureihen. 
Im dritten Teil bringt er schließlich Aussagen wichtiger politischer Persönlichkeiten 
über die "Wichtigkeit und Auswirkungen des Ausgleichs von 1867. 
Die Reaktion Frankreichs auf den Ausgleich von 1867 untersucht BERNARD M I C H E L " . 
Er zeigt, wie bestürzt das offizielle Frankreich über die Niederlage von Königgrätz 

97 LENTZE, HANS Die Problematik der Föderalisierung in Österreich, in : Congrès international 
(im Druck). 

88 KORALKA, JIRÍ Pruskonemecká politika ve vztahu k vyrování roku 1867 a k národním 
problémám ve strední Evropë [Die preußisch-deutsche Politik in bezug auf den Ausgleich 
des Jahres 1867 und auf das Nationalitätenproblem in Mitteleuropa], in: Historicky caso-
pis 16 (1968) S. 195 — 207. 

99 MICHEL, BERNARD Le compromis et l'attitude de la France d'après les archives diplomati­
ques françaises, in: Congrès international (im Druck). 
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war und wie man die Beilegung des Verfassungskonfliktes in Österreich durch den 
Ausgleich mit Ungarn begrüßte, um einen Verbündeten gegen Preußen zu haben. 
Andererseits werden auch die französischen Beziehungen zu den nationalen Bewegun­
gen der Tschechen untersucht. 
Im Detail bringt dieser Beitrag wertvolles französisches Archivmaterial, das für die 
Beurteilung der europäischen Mächte in der damaligen Zeit von Bedeutung ist. 
Auch eine andere außenpolitische Folgeerscheinung des Ausgleichs wird Ín der Literatur 
über den Ausgleich und in der Geschichtsschreibung über die letzten fünfzig Jahre der 
Monarchie behandelt. Es ist das Bündnis mit Preußen-Deutschland. Selbst KANN als 
westlicher Historiker sieht im Ausgleich von 1867 ein Bündnis, das von der deutsch­
ungarischen Herrenschicht in der Monarchie bewußt geschlossen wurde, um ihre Herr­
schaft zu bewahren100. KANN sieht für die Aufrechterhaltung dieses Bündnisses in 
Deutschland ähnliche Gegebenheiten. 
Die bedeutenden europäischen Höfe außer Preußen und Italien standen der Monarchie 
zur Zeit des Ausgleichs positiv gegenüber. PÉTER HANÁK versucht die Haltung der euro­
päischen Mächte zusammenzufassen101: Demnach war die Monarchie ein unentbehrlicher 
Pfeiler des europäischen Gleichgewichtes. In die internationalen Konflikte der Monar­
chie mengte sich England nicht ein. Es gab höchstens gute Ratschläge. Die englische 
Diplomatie empfahl einen Ausgleich mit Ungarn, warnte aber vor der Gefahr des 
ungarischen Übergewichtes. 
Interessant in diesem Zusammenhang ist die Charakterisierung der russischen Politik 
zum Ausgleich, die HANÁK als kühl und zurückhaltend bezeichnet. Dennoch hielt auch 
Rußland die Monarchie für ein wichtiges Element der konservativen europäischen 
Ordnung. Es dachte daher nicht an ihre Zerstörung, ja es hielt selbst von der von den 
Führern der Austroslawen geforderten Föderalisierung nicht viel. 
Nach HANÁK hatte die Monarchie nach 1866 außenpolitisch eine bessere Stellung als 
vorher, weil sie in Deutschland und in Italien von zwei unhaltbar gewordenen Posi­
tionen befreit wurde. 
Mit dem Ausgleich als internationales Problem befaßte sich ENDRE KOVÁCS102. Er kommt 
zu dem Ergebnis, daß die europäischen Mächte versuchten, die innenpolitischen Ver­
hältnisse in Österreich zu beeinflussen. So war es der sehnlichste Wunsch NAPOLEON III., 
durch den Ausgleich eine möglichst schnelle innere Konsolidierung der innenpolitischen 
österreichischen Verhältnisse zu erreichen. Für England stellte er fest, daß sich das 
Inselreich für die inneren Angelegenheit der Monarchie wenig interessierte. Im übrigen 
paßte nach KOVÁCS der Ausgleich genau in das Konzept der englischen Regierung. 
Nach dem offiziellen britischen Standpunkt sollte sich Österreich mit der Niederlage 
abfinden und keine Revanchebestrebungen einleiten. Durch die Regelung der inneren 
österreichischen Angelegenheiten glaubte man in England, daß dadurch ruhigere Ver-

100 KANN, ROBERT: Rakúsko-uherské vyrovanie [Der österreichisch-ungarische Ausgleich], in: 
Historicky casopis 16 (1968) S. 1 —5. 
Vgl. auch DERS. Werden und Zerfall des Habsburgerreiches; DERS. Das Nationalitäten­
problem der Habsburgermonarchie. Band 1, S. 30 — 39. 

101 HANÁK, PÉTER Der österreichisch-ungarische Ausgleich 1867, außen-, innen- und wirt­
schaftspolitisch gesehen, in: Donauraum gestern, heute, morgen. "Wien 1967, S. 113 — 127. 

102 KOVÁCS, ENDRE Der österreichisch-ungarische Ausgleich vom Jahre 1867 und die euro­
päischen Großmächte, in: Congrès international (im Druck). 
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hältnisse in Südosteuropa geschaffen würden. Über die dualistische Struktur Öster­
reichs hatte man in England eine schlechte Meinung. 
BISMARCK war nach dem Krieg von 1866 an einem erfolgreichen Abschluß der Aus­
gleichsverhandlungen interessiert. KOVÁCS meint, daß nach dem Krieg von 1866 keine 
geheimen Verbindungen zwischen Preußen und der Opposition in Ungarn mehr be­
standen. Auf lange Sicht war es der Wunsch BISMARCKS, ein enges Bündnis zwischen 
dem Deutschen Reich und Österreich auszubauen. Allerdings räumt KOVÁCS ein, daß 
Pest eventuell ein potentieller Verbündeter Berlins sein konnte, wenn Ín Wien die 
zentralistischen Kräfte die Oberhand gewinnen würden und der Ausgleich in seiner 
ursprünglichen Form gefährdet würde. In Rußland war man nach KOVÁCS über die 
Entwicklung in Mitteleuropa nach dem Jahre 1866 besorgt. Denn durch das Austreten 
Österreichs aus dem Deutschen Bund und dem Abschluß des Ausgleichs verschob sich 
der Schwerpunkt der Donaumonarchie nach Osten hin. 
Seit dem Abschluß des österreichisch-ungarischen Ausgleichs bis zum Untergang der 
Monarchie wurden in allen Parteien der Monarchie Reformpläne zur Verbesserung 
und Ergänzung des dualistischen Systems erörtert. Selbst nach dem Untergang des 
Habsburgerstaates riß die Diskussion über die Möglichkeit zur Reform nicht ab. Zahl­
reich sind die Bücher und Aufsätze, die darüber geschrieben wurden. In diesem Zu­
sammenhang soll auf einen Artikel von ADAM WANDRUSZKA hingewiesen werden, der 
eine zusammenfassende Würdigung darüber zu geben versucht103. Er berichtet über die 
Reform verschlage, angefangen von der Kritik des Erzherzogs JOHANN am altehr­
würdigen Kaiserstaat104 über die Umgestaltungspläne PALACKYS, der Kronprinzen 
RUDOLF und FRANZ FERDINAND, der Politiker POPOVICI, RENNER, BAUER und FISCH­

HOF bis zu den tatsächlich zögernd und zu spät erfolgten Reformen wie dem Mährischen 
und dem Bukowiner Ausgleich, die neue Möglichkeiten des Fortbestehens der Donau­
monarchie aufzeigten. WANDRUSZKA weist in diesem Zusammenhang auf die Unter­
gangsahnungen hin, von welchen die Führungsschicht des Habsburgerstaates ergriffen 
war, die sie zur fieberhaften Arbeit an verschiedenen Reformplänen anspornte. Schließ­
lich erörtert und diskutiert er die Überlebenschancen des multinationalen Staatsgebil­
des. Dabei kann WANDRUSZKA unter Hinweis auf die Aussagen von Historikern der 
Nachfolgestaaten105 sachlich feststellen, daß zu Beginn des Ersten Weltkrieges „ . . . nur 
wenige und politisch einflußlose Gruppen eindeutig gegen die Existenz der Monarchie 
eingestellt waren". 

WANDRUSZKA glaubt, daß im Jahre 1914 gemäß der programmatischen Schrift von 
KARL RENNER ein Kampf der Nationen nicht gegen, sondern um den Staat eingesetzt 
habe106. Jede der Nationen Österreichs versuchte im Staat ihre Position, das hieß ihren 
nationalen Besitzstand zu bewahren oder zu vermehren. Als aber dieser Staat ver-

WANDRUSZKA, ADAM Finis Austriae? Reformpläne und Untergangsahnungen in der Habs­
burger Monarchie, in: Der Ausgleich a.a.O. S. 113 — 123. 
SUTTER, BERTHOLD Erzherzogs Johanns Kritik an Österreich, in: Mitteilungen des öster­
reichischen Staatsarchivs 16 (1963) S. 165 — 214. 
ZWITTER, FRAN; SIDAK, JAROSLAV; BOGDANOV, VLADIMIR Les problèmes nationaux dans la 
Monarchie des Habsbourg. Beograd 1960; VALIANO, LEO La dîssoluzioni dell' Austria-
Ungheria. Milano 1966. 
SPRINGER, RUDOLF [i. e. RENNER, KARL] Der Kampf der österreichischen Nationen um den 
Staat. Leipzig, Wien 1902. 
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nichtet war, wurden erst recht die Kräfte des zerstörenden Nationalismus freigesetzt107. 
Für die Auflösung des dualistischen Staatswesens macht WANDRUSZKA schließlich keine 
der nationalen Gruppen verantwortlich. Er lehnt es auch ab, bei der Zerstörung der 
Donaumonarchie überhaupt von „Schuld" zu sprechen, sondern er gebraucht in diesem 
Zusammenhang nur das ehrfürchtige Wort „Schicksal". 
Zusammenfassend kann bei der gesamten Diskussion um den österreichisch-ungarischen 
Ausgleich festgestellt werden, daß man sich bis jetzt bemüht, seine Ursachen und 
Gründe gründlich zu erforschen und auf seine konstitutionellen Fehler hinzuweisen, 
die schließlich zum Zerfall des Staates führten. Dennoch fehlt bis heute trotz der vielen 
Einzelforschungen eine umfassende Analyse zur Sozialgeschichte Österreich-Ungarns, 
welche versucht, alle Komponenten, die zum Untergang der Monarchie führten, darzu­
stellen, um auch die Rolle des „Schicksals" im Sinne WANDRUSZKAS mit wissenschaft­
lichen Methoden einzugrenzen. 

KRIZMAN, BOGDAN Die Neugestaltung des Donauraumes nach dem Ersten Weltkrieg, in: 
Donauraum gestern, heute, morgen, S. 159 — 174. 
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S Ü D O S T E U R O P A A L L G E M E I N 

F E J T Ö , F R A N Ç O I S Judentum und Kommunismus. Antisemitismus in Osteuropa. Wien , 
Frankfur t , Zürich: Europa-Ver lag 1967. 263 S. D M 16,80. 

Diese Darstellung des Antisemitismus in den kommunistisch regierten Ländern gliedert sich in 
zwei Hauptteile: Darstellung der Situation der Juden und eine sorgsam ausgewählte Dokumen­
tation. Die von dem Verfasser beschriebenen Vorgänge beweisen ein neues Aufleben des Anti­
semitismus. Nach seinem sachlichen, wenn auch nicht immer genauen Bericht konnte auch das 
kommunistische Herrschaftssystem mit der vorgefundenen Strömung des Antisemitismus nicht 
fertig werden. Obwohl die „sozialistische Gesellschaft" den Anspruch erhebt, auf alle Fragen 
des gesellschaftlichen Zusammenlebens — auch innerhalb der verschiedenen Volks- und Reli­
gionsgruppen — eine ideologisch fundierte fertige Lösung zu geben, hat diese — nach FEJTÖS 
Ausführungen — sich nicht als fähig erwiesen, die Strömung des Antisemitismus zu über­
winden. 
Was über Ungarn gesagt wird, befriedigt keineswegs. Der aus Ungarn stammende Verfasser 
hätte durchaus Wichtigeres über den Antisemitismus und über das Verhältnis Judentum-Chri­
stentum im heutigen Ungarn berichten können. Auch genügt es nicht bestimmte einzelne Ereig­
nisse als Beweis für das Vorhandensein einer antisemitischen Strömung herauszugreifen. Es 
wäre richtiger und beweiskräftiger gewesen, solche Vorgänge über größere Zeiträume mit den 
modernen Methoden empirischer Umfragen zu klären. 

Thomas Dom]ány Frankfurt 

RÉVÉSZ, L Á S Z L Ó Der osteuropäische Bauer. Seine Rechtslage im 17. und 18. Jahrhundert 
unter besonderer Berücksichtigung Ungarns. Bern : Schweizerisches Ost inst i tut 1964. 
311 S. D M 2 4 , 8 0 . 

Die Zahl der Veröffentlichungen zur Wirtschafts- und Sozialgeschichte Osteuropas und Ost­
mitteleuropas innerhalb der Länder des sozialistischen Machtbereiches ist außerordentlich groß. 
Die Wissenschaftler werden von der marxistisch-leninistischen Ideologie auf diese Disziplin 
verwiesen und mit einer bestimmten Methode ausgestattet. Um so deutlicher verspürt man 
deshalb — trotz einiger ausgezeichneter Werke — den Mangel an deutschsprachigen Unter­
suchungen zu diesem Gegenstand, der auch einer keine slawischen Sprachen beherrschenden 
Leserschaft Zugang zu diesem Stoffgebiet ermöglicht. Das Buch von LÁSZLÓ RÉVÉSZ hat diese 
empfindliche Lücke an einem wichtigen Punkt gefüllt. Zwar ist seine Arbeit von der rechts­
wissenschaftlichen Position aus geschrieben, doch ermöglicht sie gerade dem Wirtschaftshistoriker 
eine weitere Vertiefung seines Bildes. 
Von den insgesamt sechs Kapiteln des Werkes nehmen die beiden ersten („Die bäuerliche Dorf­
gemeinschaft", „Die persönliche Abhängigkeit der Bauern") und das letzte („Die soziale Schich­
tung der Bauern") hinsichtlich ihrer Aussagekraft einen besonderen Rang ein. Sehr eindrucks­
voll formuliert der Verf. die sich wandelnde Stellung der Bauern innerhalb der — agrarisch 
orientierten — Gesellschaft der einzelnen Länder. Der Quellenreichtum, der die ganze Unter­
suchung auszeichnet, wird hier besonders deutlich. — In weiteren Kapiteln werden behandelt: 
„Gesinde und Grundherr" (Kap. 3), „Der Bauer und seine Hufe" (Kap. 4). 
Einen gewissen Mangel sehen wir darin, daß der Verf. in manchen Punkten eine eigene Ter-
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minologie benutzt, ohne die entsprechenden Definitionen — vor allem in ihrer Abgrenzung 
zu andersartiger Verwendung der Begriffe — vorzunehmen. Dadurch ist die Möglichkeit zu 
Mißverständnissen gegeben. Wir denken hier vor allem an die Darstellung der Formen bäuer­
licher Abhängigkeit auf den jeweiligen Entwicklungsstufen. — Mit gewissem Bedauern vermißt 
der Leser auch ein gut überschaubares Schrifttumsverzeichnis. Es wird zum Teil wohl ersetzt 
durch die umfangreichen und sehr gründlich gearbeiteten Anmerkungen. Für eine Neuauflage 
dieses doch so wichtigen Buches, das in gewisser Hinsicht als Standardwerk der Wirtschafts- und 
Sozialgeschichte des östlichen und südöstlichen Europa bezeichnet werden muß, ist eine solche 
Ergänzung erwünscht. Hans-Robert Buck, München 

SCHERER, A N T O N Südosteuropa-Dissertationen 1918 — 1960. Eine Bibliographie deut­
scher, österreichischer und schweizerischer Hochschulschriften. Graz , Wien , Köln : H e r ­
m a n n Böhlau Nachf . 1968. 221 S. D M 4 0 -

Diese vom österreichischen Ost- und Südosteuropa-Institut herausgegebene Bibliographie 
bringt erstmals eine Zusammenstellung der in den Jahren 1918 — 1960 an den Hochschulen 
Deutschlands, Österreichs und der Schweiz approbierten Dissertationen und Habilitations­
schriften über Südosteuropa. Die 2 234 Titel sind länderweise und innerhalb der zehn Länder­
gruppen (darunter Griechenland und Türkei) nach Sachgebieten geordnet. Ein umfangreiches 
Inhaltsverzeichnis und Verfasserregister erschließen die Bibliographie. Sie ist nicht nur ver­
dienstvoll, weil sie einen verhältnismäßig großen Zeitraum erfaßt, wodurch bei der Ermittlung 
mangels ausreichender Unterlagen sicherlich viel Kleinarbeit geleistet werden mußte. Durch 
zusätzliche Tabellen im Anhang werden erstmals auch statistische Daten darüber geboten, 
wieviel Dissertationen und Habilitationsschriften über die verschiedenen Länder an den einzel­
nen Hochschulen angefertigt worden sind. Dabei zeigt sich wohl eine große Streuung des 
Materials, aber Wien nimmt mit 579 Hochschulschriften eindeutig die Vorrangstellung in der 
Südosteuropa-Forschung an den mitteleuropäischen Hochschulen ein. 
Im ganzen wurden in der Berichtszeit 287 Arbeiten über Ungarn und 148 über Österreich-
Ungarn erstellt. Auch hier steht wieder die Universität Wien mit 124 bzw. 79 Themen an der 
Spitze, d. h. mit 50 Prozent der insgesamt angefertigten Hochschulschriften. 

Otto Boss, München 

H A R S Á N Y I , J Á N O S ; TISZAY, A N D O R ; V Á G Ó , E R N Ő AZ antifasiszta ellenállási és parti­
zánharcok válogatott irodalmának bibliográfiája [Auswahlbibl iographie zum an t i ­
faschistischen W i d e r s t a n d und zu den Pa r t i s anenkämpfen ] . Budapest : T a n k ö n y v k i a d ó 
1968. 53 S. F o r i n t 2,60. 

Diese von einem Autorenkollektiv zusammengestellte Bibliographie verzeichnet 229 Titel, 
gegliedert in vier Hauptteile: 1. bibliographische, chronologische und biographische Arbeiten, 
2. Quellensammlungen und Erinnerungen, 3. Monographien und zusammenfassende Werke, 
4. Romane, Erzählungen, Schauspiele und Berichte. — Auf den zuletzt genannten Teil hätte 
man vielleicht verzichten sollen, um statt dessen wichtigere Zeitungs- und Zeitschriftenaufsätze 
zu erfassen. Thomas Dómján, Frankfurt 

GEYER, D I E T R I C H [ H r s g . ] , Wissenschaft in kommunistisch en Ländern, Tübingen : Rainer 
Wunderlich Ver l ag , H e r m a n n Leins 1967. 310 S. Pape rback D M 19,80. 

Im Wintersemester 1966/67 setzte sich eine Ringvorlesung an der Eberhard-Karls-Universität 
Tübingen das Ziel, „am Beispiel einzelner Fachdisziplinen zu zeigen, wie die modernen Wissen­
schaften in der kommunistischen Welt sich gegenwärtig darstellen und ihrem eigenen Anspruch 
Genüge tun" (Vorbemerkung S. 7). 
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Die einzelnen, nun in diesem Sammelband veröffentlichten Vorträge behandeln: „Der Wissen­
schaftsbegriff des Marxismus" (E. BLOCH), „Zur gegenwärtigen Philosophie-Diskussion im 
Ostblock" (I. FETSCHER), „Kybernetik als Problem kommunistischer Philosophie" (H. DAHM) , 
„Niedergang und Wiedergeburt ökonomischen Denkens in der zentralen Planung des Ost­
blocks" (E. BOETTCHER), „Neuere Entwicklungstendenzen in der Soziologie des Ostblocks" 
(P. LUDZ), „Die Literatur der DDR und ihre Widersprüche" (H. MAYER), „Die Literatur­
wissenschaft in der Sowjetunion" (P. BRANG), „Entwicklungstendenzen der pädagogischen For­
schung in der Sowjetunion" (O. ANWEILER), „Probleme der sowjetischen Rechtswissenschaft" 
(KL. WESTEN), „Die Reformation als Problem der marxistischen Geschichtswissenschaft" ( T H . 
NIPPERDEY), „Gegenwartsfragen der sowjetischen Geschichtswissenschaft" (D. GEYER), „Formen 
und Probleme der wissenschaftlichen Beziehungen" (W. KASACK). 
Den meisten Abhandlungen sind bibliographische Anmerkungen angefügt. Am Schluß folgen 
ein „Autorenverzeichnis" (mit ausführlichen bibliographischen Angaben) und ein Personen­
register. 
Die Darstellung befaßt sich vor allem mit der Wissenschaft in der Sowjetunion. Im Abstand 
folgen Mitteldeutschland und Jugoslawien (Zeitschrift „Praxis"). Auf die besondere Entwick­
lung Ungarns wird nirgends eingegangen, nur LUKÁCS wird einige Male zitiert. Überall wird 
sichtbar, daß auch in dem Sowjetsystem die doktrinäre Starre in Bewegung kommt. 
Alles in allem handelt es sich um ein bedeutendes Sammelwerk auf hohem Niveau. 

Georg Stadtmüller, München 

JAKSCH, W E N Z E L , Europas Weg nach Potsdam. Schuld und Schicksal im Donauraum. 
Neubearbei te te u n d ergänzte Ausgabe. Köln : Ver l ag Wissenschaft u n d Politik 1967. 
527 S. D M 2 4 . -

Diese historisch-politische Darstellung der Nationalitätenkämpfe im Donauraum umspannt das 
Jahrhundert von 1848 bis 1945. 
Der Standort des Verf., ergibt sich aus seinem politischen Lebensweg in der sudetendeutschen 
Sozialdemokratie: deutsch, sozial, sozialdemokratisch, für die internationale Solidarität der 
Arbeiterschaft und für föderale Autonomie der Nationalitäten. In der Linie des Brünner 
Programms (1899) und des Mährischen Ausgleiches (1906) sieht er die Möglichkeit, die habs-
burgische Vielvölkermonarchie zu retten, in dem Nationalismus aller Beteiligten, insbesondere 
der Magyaren, den Grund für das Scheitern, in Karl Renner einen weitsichtigen Wegweiser, 
in Benesch, dessen intrigantische Manipulationen schonungslos geschildert werden, den bösen 
Geist. 
Die ungarische Forderung der auf das historische Staatsrecht gegründeten Eigenstaatlichkeit 
erscheint dem Verf. als das Haupthindernis für eine vernünftige Lösung der Nationalitäten­
fragen im Donauraum. Der leidenschaftliche Nationalismus KOSSUTHS habe die Möglichkeiten 
der Magyaren überschätzt und die Brücken der Versöhnung zu den anderen ungarländischen 
Nationalitäten abgebrochen (S. 36). Wien habe damals die große Möglichkeit versäumt, sich 
mit den aufsteigenden Kräften der Nationalitäten zu verbünden. Die nach 1849 gegebenen 
Möglichkeiten wurden nicht genutzt. Vielmehr wurden in dem Ausgleich von 1867 alle unga­
rischen Forderungen bewilligt, durch welche „Fehlentscheidung" ein Nationalitätenfrieden 
unmöglich wurde (S. 62 f.). 
In Ungarn lagen dann auch weiterhin „die eigentlichen Hindernisse der Reichsreform" (S. 108). 
Die Reformpartei in Wien und in Böhmen gaben das Gesetz des Handelns aus der Hand, 
„statt dem halbfeudalen Ungarn ihren Willen aufzuzwingen" (S. 97). Das politische Gewicht 
Ungarns wog schwerer. STEPHAN TISZA, der als Programmatiker einer gewaltsamen Magyari-
sierung charakterisiert wird (S. 108), hat die Position Budapests gegenüber Wien mit unbeug­
samer Festigkeit vertreten. 
Der im Urteil der Nachwelt so sehr umstrittene Thronfolger FRANZ FERDINAND war ein Gegner 
der durch den Ausgleich von 1867 bestätigten Sonderstellung Ungarns. (S. 95). Er war zur 
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Föderalisierung des Gesamtreiches entschlossen und sammelte eine Gruppe bedeutender Män­
ner um sich, die ihm als Berater bei dem geplanten Reformwerk zur Seite standen. Unter ihnen 
v^aren die Rumänen AUREL POPOVICI, GEORG VAJDA, JULIUS MANIU sowie der Slowake 
MILAN HODSCHA. (S. 110). 
Die Zerreißung der Donaumonarchie durch die an Irrtümern und Ungerechtigkeiten so reichen 
Friedensverträge von St. Germain und Trianon wird als Unheil bezeichnet. Die heuchlerischen 
und verlogenen Praktiken BENESCHS erfahren ihre gebührende Beleuchtung. Das tiefe Be­
dauern des Verf. gilt dem Scheitern der kurzlebigen ungarischen Demokratie im Jahre 1919 
unter dem „hochgesinnten Europäer GRAF KÁROLYI" (S. 207). Es folgt dann das Trauerspiel 
der wachsenden tschechisch-deutschen Verfeindung. Hier schöpft der Verf. aus eigenem politi­
schem Erleben. Diese Kapitel haben daher weithin Memoirencharakter und Quellenwert. 
Im ganzen handelt es sich um eine hervorragende Darstellung der donauländischen Nationali­
tätenprobleme eines Jahrhunderts (mit Schwerpunkt Böhmen-Mähren), die ihren bleibenden 
Wert behalten wird — auch im Urteil derer, die die Stellung und Auswirkung Ungarns im 
Schicksal der habsburgischen Gesamtmonarchie anders bewerten. — Eine einzelne Berichtigung: 
der serbische Patriarch ist nicht zur Zeit LAUDONS (S. 102) sondern schon 1690 von Pec nach 
Südungarn übergesiedelt. 

Georg Stadtmüller, München 

U N G A R N A L L G E M E I N 

Magyar történelmi kronológia. Az őstörténettől 1966-ig. Segédkönyv a magyar 
történelem tanulmányozásához. í r t á k : B E N C Z É D I LÁSZLÓ [U. a.] Szerk.: G U N S T P É T E R 
[Ungarische historische Chronologie. Von der Urgeschichte bis 1966. Hilfsbuch für das 
Studium der ungarischen Geschichte. Von L Á S Z L Ó BENCZÉDI U . a. Redakt ion P E T E R 
G U N S T ] . Budapes t : T a n k ö n y v k i a d ó 1968. 415 S. For int 37,—. 

Diese Chronologie der ungarischen Geschichte von den Anfängen bis zum Jahre 1966 gibt zu­
gleich auch eine Zusammenfassung der ungarischen Geschichte in ihren Hauptzügen. Sie ist als 
Hilfsmittel für den Geschichtsunterricht an den höheren Schulen gedacht und soll die Lehr­
bücher ergänzen. Die Stoffeinteilung in 13 Kapitel ist dem Unterrichtsplan angepaßt, wobei 
die neuere Geschichte ausführlicher behandelt wird als die ältere. Z. B. auf Kapitel 6, das die 
Zeit von 997 —1320 behandelt, entfallen nur 30 Seiten, hingegen auf das Kapitel 13 (1945 — 
1965) fast 10 Seiten. Wertvoll ist die Chronologie der Jahre 1919—1944, die in solcher Aus­
führlichkeit in keinem anderen Buch zu finden ist. — In der Einleitung zu den einzelnen Kapi­
teln, d. h. Epochen, wird auch die gesellschaftliche und wirtschaftliche Entwicklung behandelt, 
die in der Chronologie schwer unterzubringen wäre. 
Die Darstellung (in Sätzen) liest sich auch als durchgehender Text gut. Die Daten sind ausge­
worfen und fettgedrudtt. Ein Namensregister erschließt den reichen Inhalt. 

Bêla Grolshammer, München 

D O M A N O V S Z K Y , G Y Ö R G Y Ungarische Bauerntöpferei. Budapest: Corv ina-Ver lag 1968. 
75 S., 1 K a r t e , 32 Schwarzweiß- und 16 Farbtafeln. = Ungarische Volkskuns t 1. 
Forint 55,—. 

Dieser erste Band der Reihe „Ungarische Volkskunst" (herausgegeben von GYULA ORTUTA Y), 
der auf früheren Veröffentlichungen des Verf. beruht, gibt eine kurze Darstellung der unga­
rischen Bauerntöpferei, aber — über den zu eng gefaßten Titel hinaus — auch des Handwerkes 
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der städtischen, in Zünften organisierten Töpfer. Nach einer kurzen Geschichte der ungarischen 
Keramik bis zum 19. Jahrhundert werden dann nach einzelnen Gegenden die Töpferstile 
besprochen. Manche Landschaften, wie z. B. die mittlere Theißgegend und die große ungarische 
Tiefebene werden ausführlich besprochen, andere kürzer. Das Kapitel über die Slowakei 
(„Oberland") ist sehr knapp gefaßt. Das Bändchen ist mit schwarzweißen und farbigen Tafeln 
reich bebildert, auf denen leider ausschließlich Erzeugnisse des 19. Jahrhunderts dargestellt 
sind. 
Die Bauerntöpferei hat sich als Kunstgewerbe in dem heutigen Ungarn in die Industriegesell­
schaft hinübergerettet. Die Erzeugnisse sind für die Stadtbevölkerung und vor allem für die 
Ausfuhr bestimmt. 

Béla Grolsbammer, München 

A magyar nyelv történeti-etimológiai szótára [Historisch-etymologisches Wörterbuch 
der ungarischen Sprache] . Kö te t 1. Budapest : Akadémiai K i a d ó 1967. 1142 S. For in t 
2 5 0 . -

Das vorliegende Werk bedeutet ohne Zweifel den Höhepunkt der ungarischen Lexikographie, 
besonders, wenn man ihre verhältnismäßig kurze Entwicklungszeit in Betracht zieht. Vor 1945 
konnten lediglich das Torso gebliebene etymologische Wörterbuch von GOMBOCZ und MELICH, 
bzw. das ungarisch-französische Wörterbuch von SAUVAGEOT den gesteigerten Anforderungen 
entsprechen. Doch nach dem Zweiten Weltkrieg, vornehmlich von der sowjetischen Lexiko­
graphie angeregt, haben sowohl einzelne Autoren als auch Arbeitsgemeinschaften eine ganze 
Reihe von zweisprachigen Wörterbüchern hervorragender Qualität geschaffen und dadurch 
jenen reichbemessenen Grundstock der Stichwörter abgegrenzt, der zwar nur die geläufigsten 
Wörter der einzelnen Fachsprachen, jedoch fast vollständig den Wortschatz der Umgangs- und 
Literatursprache umfaßt, auch die alte Sprache und die Dialekte mitberücksichtigt. Die nächste 
Etappe war dann die Herausgabe des Erläuternden Wörterbuches, das im Rahmen dieses 
Grundstocks Bedeutungen und Stilwerte differenzierte bzw. präzisierte: gleichfalls ein Kardi­
nalwerk der ungarischen Philologie, das in Kürze durch eine historische und etymologische 
Fundierung ergänzt werden sollte. 

Man sollte meinen, die Erreichung des gesteckten Ziels, nämlich die Herausgabe eines etymo­
logischen Wörterbuches der ungarischen Sprache, hätte keiner besonderen Anstrengung bedurft, 
wie man ja auch im Vorwort lesen kann: » . . . die ungarische Sprachwissenschaft hat . . . in der 
Vergangenheit sehr viel getan, um die im Wortschatz unserer Sprache verborgenen Lehren an 
den Tag zu fördern. Immer schon gehörte die Wortgeschichte und die Etymologie zu den 
stärksten, audi mit dem Maßstab der internationalen Sprachwissenschaft gemessen, zu den 
bestentwickelten Zweigen der ungarischen Sprachwissenschaft . . . Auch zur Synthese der so 
angehäuften, im Umfang und Qualität imponierend reichen Wissensstoffes wurden Versuche 
von verschiedener Art unternommen . . . " 

In diesem Sinne soll nun das historisch-etymologische Wörterbuch nicht nur die Krönung der 
ungarischen Lexikographie, sondern auch der ungarischen Sprachwissenschaft überhaupt dar­
stellen. Dieser Ansicht kann man nur zustimmen, doch wird der Benutzer bei seiner Arbeit 
sich nicht immer auf dieses Werk stützen können. Dem steht vor allem entgegen, daß Band 1 
nur die Stichworte von A bis Gy umfaßt, folglich nicht weitergekommen ist, als das unvoll­
endete etymologische Wörterbuch von GOMBOCZ-MELICH; Band 2 soll in ca. 1 — 2 Jahren, 
Band 3 in weiteren 3 — 4 Jahren folgen — ein Umstand, der die Brauchbarkeit dieses unent­
behrlichen Werkes wenigstens im Augenblick stark mindert. Es wäre vielleicht doch ange­
bracht gewesen, das kleine, doch sehr überlegt zusammengestellte etymologische Wörterbuch 
von BÁRCZI aus dem Jahre 1941 auf den heutigen Stand zu bringen und somit die Zeitspanne 
bis zur Erscheinung eines großangelegten Werkes zu überbrücken — um so mehr, als solche 
weite Intervalle zwischen den einzelnen Bänden erfahrungsgemäß auch die konsequente Durch­
führung der methodologischen Prinzipien beeinträchtigen. Bereits anhand von Band 1 läßt sidi 
feststellen, daß die einzelnen Wortartikel zwar fast ausnahmslos ausgezeichnet bearbeitet, 
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doch nicht immer unter einheitlichen Gesichtspunkten redigiert worden sind. So gibt es 
Schwankungen bei der Einstufung der Dialekt- bzw. volkssprachlichen Wörter — es ist unklar, 
was für ein Maßstab hier angelegt wurde. Bei den Dialektwörtern wird nicht immer das Gebiet 
angegeben, in dem sie gebraucht werden; auch sonst geht es aus dem Wortartikel nicht immer 
hervor, ob ein Wort allgemein oder nur selten verwendet wird. Es ist ferner nicht ersichtlich, 
nach welchem Gesichtspunkt gewisse Fremdwörter aufgenommen, andere wiederum ausge­
klammert worden sind — weder historische noch ideologische Motive lassen sich dafür er­
kennen. 
Überhaupt scheint in diesem historisch-etymologischen Wörterbuch das historische Prinzip nicht 
genau präzisiert zu sein: Zwar wird die Entstehungszeit eines Wortes nach Möglichkeit genau 
angegeben, doch vermißt man bei veralteten Wörtern die (wenn auch nur ungefähre) Angabe 
des Zeitraums ihres Absterbens. Kann man sich bei manchen Wortartikeln einer kulturhistori­
schen Fundierung erfreuen, so fehlt diese bei anderen; der Mangel läßt sich vielleicht darauf 
zurückführen, daß bisher nur die slawischen und rumänischen Lehnwörter der ungarischen 
Sprache, bzw. ihre finnisch-ugrischen Stämme in zeitgemäßen Einzeldarstellungen bearbeitet 
worden sind, während andere Sammelwerke dieser Art (z. B. Lehnwörter aus den romanischen, 
germanischen und Turksprachen) noch ausstehen. Es wäre ferner zu wünschen, bei Maßen und 
Gewichten auch das Verhältnis zu den heute üblichen Systemen anzugeben; das bisher Ver­
säumte könnte noch am Ende von Band 3 nachgeholt werden. Unbefriedigend ist die Behand­
lung der Komposita: zwar können die Bestandteile etymologisch bestimmt werden, doch bleibt 
man in Unkenntnis darüber, wann diese oder jene wichtige Zusammensetzung und auf welchem 
(kultur)historischen Grund entstanden sein könnte — lauter Mängel, die durch eine Über­
prüfung der Redaktionsprinzipien behoben werden und den Wert dieses monumentalen 
Werkes beträchtlich steigern könnten. Nicht zuletzt aber ist eine beschleunigte Veröffentlichung 
des restlichen Materials dringend zu wünschen. 

Georg Heller, München 

U N G A R N I M M I T T E L A L T E R (895-1526) 

R A M J O U É , F R I T Z Die Eigentumsverhältnisse an den drei Aachener Reichskleinodien. 
Stu t tga r t : W. Koh lhammer Verlag 1968. 184 S. D M 1 8 , - . 

Das Reidisevangeliar, die Stephansburse und der sogenannte Säbel KARLS DES GROSSEN sind 
die drei Aachener Reichskleinodien, frühmittelalterliche Studie, die bei der Krönung deutscher 
Könige und Kaiser verwendet worden sind. Jahrhundertelang im Aachener Münster aufbe­
wahrt, und als sein Eigentum betrachtet, wurden die drei Reichskleinodien nach der französi­
schen Revolution durch Gewaltakt dem Kapitel entnommen und werden seit 1801 in der 
Wiener Weltlichen Schatzkammer, zusammen mit den Nürnberger Reichskleinodien, aufbe­
wahrt. Das Aachener Kapitel versucht seitdem vergebens ihre Rückgabe zu erreichen. 
Die Auslieferung des sogenannten Säbels Karls des Großen hat auch Ungarn gefordert. Ost­
europäischer (ungarischer?) Herkunft, wurde der Säbel durch ZOLTÁN T Ó T H mit ATTILAS 
Schwert in Verbindung gebracht, und als solcher bei den Musealverhandlungen zwischen 
Österreich und Ungarn zur Diskussion gestellt. 
RAMJOUÉ veröffentlicht in seiner Untersuchung der Geschichte der Aachener Reichskleinodien 
teilweise noch unbekannte Quellen und beweist durch sie, daß diese Teil des Aachener Münster­
schatzes sind. Seine Studie könnte als Grundlage neuer Auslieferungsansprüche dienen. 
Der Verf. untersucht erstens die Herkunft der Reichskleinodien. Sein Resultat ist negativ, die 
Herkunft bleibt unbestimmt. Es folgen die Analyse der Eigentumsverhältnisse bis 1798, dann 
die Entnahme der Aachener Stücke aus dem Kirchenschatz, schließlich die Aachener Reklama­
tionen. Die sehr gut dokumentierte Studie schildert die Geschichte der Reichskleinodien von 
juristischem Standpunkt aus gesehen. Sándor Kuthy, Bern 
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G R O T H U S E N , K L A U S - D E T L E V Entstehung und Geschichte Zagrebs his zum Ausgang des 
14. Jahrhunderts. Wiesbaden: Ver lag Ot to Har ra s sowi t z 1967. 326 S. D M 48,—. = 
Osteuropastudien der Hochschulen des Landes Hessen. Reihe I. Gießener Abhand­
lungen zur Agra r - u n d Wirtschaftsforschung des europäischen Ostens 37 . 

Über die Geschichte der kroatischen Hauptstadt und zweitgrößten Stadt Jugoslawiens gab es 
bisher noch keine zusammenfassende Darstellung. Das erscheint um so verwunderlicher, als die 
Quellenlage für ein solches Unternehmen außergewöhnlich günstig ist, denn wohl über keine 
Stadt in Südosteuropa sind Quellen in solchem Umfang veröffentlicht worden, wie dies bei 
Zagreb der Fall ist. Die vorliegende Darstellung beruht vor allem auf den von J. TKALCIC 
herausgegebenen „Monumenta historica Liberae regiae civitatis Zagrabiae". Der Verf. beginnt 
mit einem Überblick über das Städtewesen in Südosteuropa und über die stadtgeschichtliche 
Forschung in den jugoslawischen Unionsrepubliken sowie in Ungarn. Hierbei fällt auf, daß 
es eine Fülle von Einzeluntersuchungen gibt, zusammenfassende Darstellungen aber äußerst 
selten sind. 
Die Entwicklung Zagrebs erfolgte in drei, zu verschiedenen Zeiten gegründeten, territorialen 
Einheiten: der Bischofsstadt, der Freien königlichen Stadt auf dem Gric und der Kapitelstadt. 
GROTHUSEN beschäftigt sich vor allem mit der Geschichte der Freien königlichen Stadt, berück­
sichtigt dabei naturgemäß aber auch die beiden geistlichen Bezirke. Die Anfänge der Siedlung 
im Zagreber Raum gehen weit über die Anfänge der ungarischen Herrschaft in römische und 
vorrömische Zeit zurück. Der Verf. meint, Zagreb müsse zwar nicht eine kontinuierliche 
Weiterentwicklung der römischen Siedlung Andautonia sein, habe aber sicher deren Funktionen 
in wirtschaftlicher und militärischer Hinsicht übernommen. In den folgenden Jahrhunderten 
bis zum Beginn der ungarisdien Herrschaft bleibt der Raum Zagreb am Rande des historischen 
Geschehens. Das ändert sich erst mit der Gründung des Bistums Zagreb, die wahrscheinlich in 
den Jahren zwischen 1091 und 1095 erfolgte, deren genaues Datum sich bisher aber nicht er­
mittein ließ. Die Gründe für die Bistumsgründung waren eindeutig politischer Natur — um in 
dem eben erst zu Ungarn gekommenen kroatischen Gebiet eine kirchenpolitische Stütze zu 
haben. Einen besonderen Abschnitt widmet der Verf. der verfassungsrechtlichen Sonderstellung 
Slawoniens im ungarischen Herrschaftsverband und dem slawonischen Städtewesen, das durch 
BÉLA IV. entscheidenden Auftrieb erfuhr. Von ihm wurde 1242 auch die Freie königliche Stadt 
„in monte Grech" begründet und mit bedeutenden Privilegien versehen, die nicht nur im sla­
wonischen, sondern im gesamten ungarischen Städtewesen der Zeit einen einmaligen Platz 
einnehmen — so erhielt die Stadt auf dem Gric als erste Stadt Ungarns das „Jus statuendi". 
Eingehend beschäftigt sich GROTHUSEN mit der Etymologie des Wortes grech oder gric, das sich 
seiner Meinung nach von gradée ableitet, was eine schon vorhandene kroatische Burganlage 
wahrscheinlich macht — eine These, die durch die Archäologie bisher aber noch nicht bestätigt 
werden konnte. 
Den Hauptteil des Buches nimmt die Darstellung der Rechtsstellung, der Organisation der 
städtischen Behörden und des Gerichtswesens, der Topographie und der Baulichkeiten sowie 
der nationalen und berufsmäßigen Struktur der Stadtbevölkerung ein. Letztere ist besonders 
deshalb von Interesse, weil sie die rechtlich völlig gleichberechtigte Stellung der vier in der 
Stadt vertretenen Volksgruppen (Slawen, Deutsche, Ungarn und Lateiner) zeigt, während für 
die meisten anderen Städte Ungarns die Vorherrschaft eines Bevölkerungsanteils charakteristisch 
ist. Der Verf. stellt überzeugend dar, daß zumindest seit der Mitte des 14. Jahrhunderts die 
Slawen den zahlenmäßig größten Anteil an der Stadtbevölkerung hatten. Im Gegensatz zu 
vielen kroatischen Autoren kann GROTHUSEN nachweisen, daß das Verhältnis der Stadt zu den 
ungarischen Königen ein ausgesprochen gutes war, was von den Beziehungen der Freien könig­
lichen Stadt zu den Bischöfen und zum Domkapitel von Zagreb nicht gesagt werden kann. Hier 
kam es vielmehr zu einer Gegnersdiaft, die alle Bereiche des öffentlichen Lebens erfaßte. — Das 
Schlußkapitel ist der Wirtschafts- und Sozialgeschichte der Stadt gewidmet: Zagreb war ein 
wichtiger Knotenpunkt zwischen den Handelsstraßen, die von Dalmatien an die Donau und 
von den Alpen nach Slawonien führten. Es war der Fernhandel, der neben dem Handwerk und 
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der Landwirtschaft den Haupterwerb der Bürger bildete. — Im Anhang finden sich Drucktext 
und Faksimile der Goldenen Bulle BÊLAS IV. von 1242 sowie das Privileg desselben für Zagreb 
vom Jahre 1266. 
GROTHUSEN hat mit seiner Darstellung der Frühzeit Zagrebs, die sicher für einige Zeit das 
Standardwerk auf diesem Gebiet bleiben wird, einen wertvollen Beitrag zur Zagreber Stadt­
geschichte geliefert; darüber hinaus ist seine Arbeit aber auch für die Geschichte des Städte­
wesens in Ungarn und in Südosteuropa überhaupt von größter Bedeutung. 

Peter Bartl, München 

K O S T R E N C I C , M A R K O , Die Struktur des kroatischen Rechtes in der feudalen Gesell­
schaftsordnung, in: Studien z u r Geschichte Osteuropas. 3. Tei l . Gedenkband für H e i n ­
rich Felix Schmid. G r a z - K ö l n 1966, S. 4 8 - 5 9 = Wiener Archiv für Geschichte des 
Slawentums und Osteuropas 5. 

K, gibt einen Überblick über die territoriale und soziale Verfassung Kroatiens im 12. und 
13. Jahrhundert. Kroatien hatte seit den Pacta conventa vom Jahre 1102 dasselbe feudale 
System wie Ungarn mit dem ungarisch-kroatischen König als Träger. K. nennt dieses System 
eine Abart des westeuropäischen Feudalismus, das „ungarisch-kroatische Donationalsystem". 
Das Wort „Lehen" verwendet K. nicht. Gut herausgearbeitet ist als Merkmal des Feudalismus 
der allseitige Partikularismus des mittelalterlichen Kroatien. Dabei erscheint jedoch die Be­
zeichnung „vertikaler Partikularismus" für die einzelnen Gebietsteile und „horizontaler Parti­
kularismus" für die einzelnen Gesellschaftsschichten nicht sehr glücklich. Man könnte beide 
Epitheta auch vertauschen. Die Verwendung von Worten im übertragenen Sinn ist immer recht 
ungenau, und es wäre einfacher und konkreter gewesen, etwa von territorialem und sozialem 
Partikularismus zu sprechen. K. kommt (S. 51) selbst durcheinander, wenn er die gesellschaft­
liche Gliederung nunmehr als vertikal bezeichnet. Bei der Darstellung der gesellschaftlichen 
Gliederung wird anschaulich herausgehoben, daß jede Gesellschaftsschicht (Adel, Bauern, Stadt­
bürger) über alle territorialen Gliederungen hinweg nach ihrem eigenen Recht lebte. K. ver­
wendet hier — auch nicht sehr glücklich — den Begriff „Verhaltensnormen". Dieser Begriff ist 
viel zu weit und erinnert darüber hinaus irritierend an die psychologische Verhaltungsforschung. 
Mißverständnisse sind bei K. jedoch nicht möglich, da er auch durchaus von Adelsrecht, Stadt­
recht u. ä. spricht. Kern des Adelsrechts, kodifiziert erst zu Anfang des 16. Jahrhunderts durch 
STEPHAN VERBÖCZY in seinem „Opus Tripartitum", bildete das Eigentum an Grund und Boden, 
die Unverletzlichkeit des Adeligen und seines Besitzes, die Freiheit von Lasten außer dem 
Kriegsdienst, das Widerspruchs- und Widerstandsrecht gegenüber dem König. Dem Adel als 
herrschende Klasse werden die Bauern als beherrschte Klasse gegenübergestellt. Gegen diese 
Ausdrucksweise ist nichts einzuwenden, denn sie entspricht den historischen Tatsachen. Die 
Bauern (hörige und freie) lebten, abweichend vom Adel, nicht in individuellen Familien römi­
schen Typs, sondern nach der Gentilverfassung in Großfamilien (zadruga). Bei ihnen galt nicht 
das Prinzip des römischen individuellen Eigentumsrechts, sondern das des primitiven Gemein­
eigentums. Gut gelungen ist schließlich die Darstellung der Städte und der in ihnen lebenden 
Kaufleute und Handwerker, wobei die unterschiedliche Entstehung der dalmatinischen Städte 
aus alten römischen Gründungen und der slawonischen Städte aus Burg-Suburbien sowie die 
Ausbildung des Statutenwesens geschildert werden. Die handeltreibenden Städter erhielten als 
Folge des Zustroms fremder Kaufleute (hospites) weitgehende Autonomie und die Gemeinde in 
ihrer Gesamtheit hatte adeligen Statuts (quasi una persona nobilis). Insgesamt geht K. von 
einem Feudalismus-Begriff aus, der wohl noch die größte Praktikabilität besitzt: Feudalismus 
ist nicht nur vom Gegensatz des grundbesitzenden und herrschenden Adels zu den grund­
hörigen beherrschten Bauern geprägt, sondern es gehört dazu die weitestgehende Freiheit des 
Adels von eigener Gewakunterworfenheit und die Ausübung von Hoheitsrechten durch den 
Adel (Komitatsverwaltung!). Gerade hierin liegt ein bedeutender Unterschied etwa zu Ruß­
land, wo der Adel zwar die Bauern in Abhängigkeit brachte, jedoch sich selbst nicht aus der 
Gewalt des Herrschers zu lösen vermochte. Victor Glötzner, München 
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M Á L Y U S Z , ELEMÉR, Die Eigenkirche in Ungarn, in: Studien z u r Geschichte Os teuropas . 
3. Teil . Gedenkband für Heinr ich Felix Schmid. Graz -Kö ln 1966, S. 7 6 - 9 5 - Wiener 
Archiv für Geschichte des Slawentums u n d Osteuropas 5, 

M. weist in diesem Aufsatz nach, daß im mittelalterlichen Ungarn des 12. und 13. Jahrhunderts 
die grundherrliche Eigenkirche eine allgemeine Erscheinung gewesen ist. Nur in der Frühzeit 
des christlichen Königreiches Ungarn, etwa bis in die zweite Hälfte des 11. Jahrhunderts, gab 
es als Folge der Territorialstaatsordnung, des Übergewichtes der Fürstenmacht und des Fehlens 
privaten Grundeigentums eine starke bischöfliche Kirche. Die Niederkirchen waren, als Ge­
nossenschaftskirchen errichtet, voll der bischöflichen Gewalt unterstellt, die auch die Auswahl 
der Priester umfaßte. Diese Ordnung erfuhr eine schnelle Wandlung, die M. auf die Ausbil­
dung privaten Grundbesitzes zurückführt. Der landbesitzende Adel übernahm die Rolle der 
Genossenschaften in der Kirchenorganisation und gestaltete die ehemals bischöflichen Kirchen 
in Eigenkirchen um. Das bischöfliche Regiment wurde zurückgedrängt. Die Kirche gehörte dem 
Eigentümer des Grund und Bodens, auf dem sie stand. Der Eigentümer konnte über sie als 
pars fundi verfügen. Er setzte auch die Priester ein, die er häufig aus seinen untertänigen Leu­
ten bestellte. — Dieses Bild entspricht in seinen Grundzügen dem der früheren fränkischen 
Eigenkirche. Während aber diese germanisches Recht in die römische Kirche einbrachte und an 
die heidnischen Heiligtümer anknüpfte, die germanische Grundherren auf ihrem Boden er­
richteten, läßt sich eine solche Kontinuität in Ungarn nicht nachweisen. M. schlägt vor, die 
frühen kleinen Genossenschaftskirchen als Nachfolger der Sippen-Feuerstellen und der Sippen­
altäre der heidnischen Magyaren anzusehen, wobei ihm jedoch nur die Analogie zu germani­
schen und slawischen Verhältnissen zur Seite steht. 

Victor Glötzner, München 

D E É R , J O S E F , Die heilige Krone Ungarns. H e r m a n n Böhlaus Nachf. Wien 1966. Q u a r t . 
306 S., 397 Abb. auf C X X X I X Tafeln = österreichische Akademie der Wissenschaf­
ten. Philosophisch-Historische Klasse. Denkschriften 91. 

Dem vorliegenden Werk des Berner Ordinarius für mittelalterliche Geschichte, JOSEF DEÉR, 
kommt in dreifacher Hinsicht außerordentliche Bedeutung zu. Der ansehnliche Umfang allein 
würde es nicht über seine zahlreichen Vorgänger erheben, mit genügend Fleiß und Zeit hat 
schon mancher einen Wälzer geschrieben. In diesem Falle bestimmen aber die Ergebnisse, die 
Methode und schließlich der Mut, d. h. die den politischen Bereich berührende Konsequenz des 
wahrheitssuchenden Gelehrten den Wert des Werkes. 
Die Ergebnisse lassen sich wie folgt zusammenfassen : Die sog. corona graeca, d. h. der aus Reif, 
Aufsätzen und Pendilien bestehende untere Teil der ungarischen Königskrone, wurde im 
letzten Viertel des 12. Jahrhunderts in Ungarn angefertigt als eine Frauenkrone byzantinischen 
Typs. Ihre Emailbilder, welche die byzantinische Herrschaftsidee veranschaulichen, sind in der 
kaiserlichen Hof Werkstatt zwischen 1074 und 1077 enstanden. Es kann nicht mehr festgestellt 
werden, was für einen Gegenstand sie ursprünglich schmückten. Alles spricht dafür, daß König 
BÉLA III., in Byzanz erzogen und mit dem östlichen Kaisertum zeitlebens innerlich verbunden, 
diese byzantinisierende Frauenkrone für seine aus Konstantinopel mitgebrachte erste Frau 
hat anfertigen lassen. 
Die sog. corona latina, d. h. der aus den sich kreuzenden Bügeln bestehende Oberteil, stammt 
aus dem ersten Viertel oder Drittel des 13. Jahrhunderts und wird ursprünglich als Schmuck 
irgendeines flachen Gegenstandes (Buchdeckel, Reliquiar o. ä.) gedient haben. Es gelang DEÉR 
in erstaunlicher Kleinarbeit sowohl den Stil als auch die Technik dieses scheinbar völlig isolier­
ten Werkes in den Entwicklungsgang der europäischen Goldschmiedekunst einzupassen. 
A. BOECKXER kam mehr oder weniger instinktmäßig zu dem Schluß, daß eine derartige 
Mischung westlicher und östlicher byzantinischer und islamischer Elemente auf Ungarn hin­
weist. Diese Vermutung wird von DEÉR systematisch bewiesen und präzisiert. Während der 
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Verf. die Beziehungen der Bügel zu den wenigen aber bedeutenden ungarischen Goldschmiede­
arbeiten des späten 12. und frühen 13. Jahrhunderts nachweisen konnte, werden die Zusam­
menhänge mit der Monumentalkunst wegen fehlender Vorarbeiten noch zu erforschen sein. 
"Wie aus dem letzten, historischen Kapitel hervorgeht, wurde die byzantinisierende Frauen­
krone aller Wahrscheinlichkeit nach 1270 zu einer Bügelkrone umgestaltet, wobei die mit den 
Apostelbildern geschmückten Streifen verstümmelt und ihre bei der Biegung erfolgten Brüche 
Ín Eile notdürftig repariert worden sind. Den Anlaß zu dieser Umgestaltung gab wohl der 
Umstand, daß die von dem besonderen Nimbus der Stephanstradition geheiligte alte Krone, 
die schon im 12. Jahrhundert quellenmäßig belegt ist, durch ANNA, Herzogin von Macva, 
nach dem Tode ihres Vaters, König BÉLA IV., zusammen mit einem beträchtlichen Teil des 
ungarischen Kronschatzes nach Böhmen gebracht worden war und dort für immer verloren­
gegangen zu sein scheint. König STEPHAN V. ließ daher für seine zweite Krönung im Mai 1270 
eine Ersatzkrone anfertigen. Das war rechtlich unbedenklich, da die Legitimität des Herrschers 
über jedem Zweifel stand. Als aber die Krönung mit eben der Krone des HL. STEPHAN zur 
unabdingbaren Voraussetzung der legitimen Thronbesteigung wurde, war die wohl nie publik 
gewordene Ersetzung des verlorenen Herrschaftszeichens auch in den höfischen Kreisen längst 
in Vergessenheit geraten. 

Wie kam der Verf. zu diesen Feststellungen, die den althergebrachten Vorstellungen von der 
„Stephanskrone" so schroff widersprechen? Zunächst sei bemerkt, daß die kunstarchäologischen 
Ergebnisse den engeren Kreis der Spezialisten kaum überraschen können, hat doch DEÉR aus 
zahlreichen teils älteren, teils neueren Erkenntnissen die letzten logischen Schlüsse gezogen. 
Wichtige Vorarbeiten in dieser Richtung haben nicht nur Ausländer wie der Amerikaner 
Kelleher und der Deutsche Boeckler geleistet, sondern auch Ungarn wie z. B. GY. MORAVCSIK 
und M. v. BÁRÁNY-OBERSCHALL. DEÉRS Methode auf dem kunstgeschichtlichen Gebiet bestand 
in der kritischen Auseinandersetzung mit allen ernst zu nehmenden Ansichten, um alles, was 
sich nicht als völlig stich- und hiebfest erwies, zu eliminieren, den besten Weg aber konsequent 
zu verfolgen. 
Ganz auf sich gestellt war er im letzten, streng historischen Kapitel, wo es galt, die Zeit und 
die Umstände der Zusammenfügung der beiden Teile, der corona graeca und latina, zu be­
stimmen. Hatte Deér in den vorausgehenden Abschnitten alle vorgeschlagenen und plausiblen 
kunstgeschichtlichen Einordnungsversuche in umfassenden Untersuchungen an ihrer Haltbarkeit 
geprüft, so legt er hier als ein Meisterstück der Quellenauswertung die Geschichte der ungari­
schen Königsinsignien, auch der verlorenen, im Rahmen der europäischen Entwicklung der 
Herrschaftsvorstellungen vor. 
DEÉR wurde in den dreißiger und früher vierziger Jahren durch die internationale Diskussion 
über die Entstehung des ungarischen Königtums an das Problem der „Stephanskrone" heran­
geführt. Damals faßte er es als Historiker an, das einzigartige Rätsel des Objektes selbst hat 
ihn aber so fasziniert, daß der Historiker in jahrelanger Arbeit sich zu einem hervorragenden 
Kenner früh- und hochmittelalterlicher Goldschmiedekunst und insbesondere von Herrschafts­
zeichen ausbildete. 
Es würde zu weit führen, hier auf Einzelheiten seiner kunstgeschichtlichen Beweisführungen 
einzugehen. Rez. verweist auf seine ausführlichen Besprechungen in „Das Münster" 20, 1967/6., 
und „Byzantinische Zeitschrift" 61, 1968, 362 — 64. Es scheint jedenfalls festzustehen, daß 
DEÉR das gesamte erreichbare kunstarchäologische und historische Quellenmaterial ausgewertet 
hat. Wesentlich Neues ist in absehbarer Zeit nicht zu erwarten, vielmehr wird ein jeder, der 
über die ungarische Königskrone sprechen oder schreiben will, DEÉRS Buch durcharbeiten 
müssen. 

Thomas von Bogyay, München 
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U N G A R N IM Z E I T A L T E R D E R T Ü R K E N K R I E G E 

R A N D A , A L E X A N D E R , Pro Republica christiana. Die Walachei im „langen" Türkenkrieg 
der katholischen Universalmächte (1593-1606). München 1964. 438 S., 49 Abb. i. T. , 
3 Karten = Societas Academica Dacoromana . Ac ta Historica 3. 

Der Verf. bewies schon öfters seine Fähigkeit, große Zusammenhänge der Vergangenheit zu 
erfassen. Im vorliegenden Buch versucht er ein besonders interessantes Kapitel rumänischer 
Geschichte im universalgeschichtlichen Rahmen darzustellen und zu deuten. Denn die Türken­
politik der beiden habsburgischen Reiche — Wien und Madrid — war damals — wie R. über­
zeugend nachweist —, mit der Kontinente umspannenden Weltpolitik vielfach verflochten. 
R. geht es um den historischen Bezug „zwischen den beiden äußersten Randvölkern der Romani­
tas in West und Ost" (S. 9). Sein Held, im wahrsten und schönsten, romanhaften Sinne des 
Wortes, ist MICHAEL DER TAPFERE, Woiwode der Walachei. Es soll vornehmlich anhand der 
Korrespondenz spanischer Diplomaten aufgezeigt werden, welche Rolle dieser hervorragende 
und hochstrebende Soldat in der Türkenpolitik Spaniens und Österreichs spielte und im Kampf 
der Christenheit gegen den Islam hätte spielen können, wären nicht widrige Kräfte am Werke 
gewesen, wie abendländisches Mißtrauen, vor allem das des kaiserlichen Söldnergenerals Basta, 
die mangelnde christliche Solidarität des polnischen und ungarischen Adels sowie der unstete 
Charakter des Fürsten SIGISMUND BÁTHORY von Siebenbürgen. Überhaupt spürt man auf fast 
jeder Seite des auch literarisch anspruchsvollen Buches die „unbeweisbare Weltgeschichte im 
Konditional" (S. 222). So gewinnt die durch die herangezogenen Quellen ziemlich spärlich 
beleuchtete Gestalt MICHAELS tragische Größe. 

Denn die ausgiebig benützten Archivalien, darunter manche unveröffentlichte Schriftstücke aus 
dem spanischen Staatsarchiv von Simancas, sind — wie die meisten Diplomatenberichte — selt­
sam einseitig. Sie geben unzählige Nachrichten, nur zu oft bloße Gerüchte, weiter, halten aber 
stets die große Politik vor Augen. Von den alltäglichen Problemen der Länder und Menschen, 
die im Schatten der türkischen Großmacht um ihr Dasein bangten, bleiben sie meilenweit ent­
fernt. Die Protagonisten der verwickelten und dramatischen Geschichte Südosteuropas er­
scheinen als schematische blasse Figuren, die Hintergründe und die tief menschlichen Trieb­
federn ihres Tuns und Waltens lassen die Berichte kaum ahnen. Da der Verf. sich den 
Standpunkt des austriacismo, d. h. die streng religiös bedingte politische Konzeption der 
„katholischen Universalmächte" weitgehend zu eigen macht, übersieht er leicht jene Seiten der 
damaligen Wirklichkeit, wovon seine Quellen bzw. ihre Verf. nicht wußten. SIGISMUND 
BÁTHORY, dekadenter Sprößling eines großen und hochbegabten Geschlechtes, ein gefährlicher 
Psychopath, erscheint als ein im Grunde genommen harmloser Mensch. Der „Siebenbürger", 
der es verstand, unverdiente Lorbeeren zu ernten, wird oft mit unverhohlener Ironie dem 
„Walachen" MICHAEL gegenübergestellt, dessen echte Verdienste meist verkannt wurden. Lob 
und Tadel, die seine Quellen MICHAEL DEM TAPFEREN zuteil werden lassen, sind oft nur Ge­
meinplätze und manche von ihnen entstanden unter dem Eindruck von bloßen Gerüchten. So 
bleibt dem Verf. breiter Raum zur Interpretation der in seinen Quellen überlieferten Taten 
und Worte seines Helden. 

Es ist nicht verwunderlich, daß R. die Gelegenheit wahrnimmt, MICHAELS Außenpolitik, vor 
allem seine Eroberungen, zur modernen rumänischen Geschichte in Beziehung zu setzen. Er 
schreibt u. a.: „Michaels große Kavalkade hatte ein Volk geeint, ehe es noch zum Bewußtsein 
seiner Einheit gelangte" (S. 354). Auch die wirkungsvolle, aber anachronistische Formulierung 
von HUGO HANTSCH, „ein Großrumänien von der Walachei aus gegründet", wird aufgegrif­
fen (S. 247) und hat sogar den Kapiteltitel „Schlacht um Großrumänien" (S. 262) angeregt. 
R. bemerkt freilich sehr richtig, MICHAELS „ . . . von der Walachei aus geschaffenes Großrumänien 
wuchs weder aus humanistischer Gelehrsamkeit noch aus dem Gemeinschaftsbewußtsein eines 
Volkes, sondern aus der Vision eines Soldaten" (S. 247). Der Vollständigkeit halber hätte 
der Verf. hinzufügen können, daß MICHAEL eigentlich nur das „dazische" Konzept von SIGIS-
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MUND BÁTHORY übernommen und noch einmal verwirklicht hat, jedoch ohne dessen huma­
nistische Färbung. Die Idee einer „großrumänischen" Politik lag außerhalb seiner christlich­
mittelalterlichen Vorstellungswelt. Der uralte Wille zur Macht und der Glaube an die 
christliche Universalität scheinen seinen Weg bestimmt zu haben. 
Eine vielseitige und realistisch differenzierte Charakterisierung MICHAELS konnte dem Verf. 
schon deshalb nicht gelingen, weil er außer den Diplomatenakten nur wenige zeitgenössische 
Quellen benützte. Am häufigsten sind ORTELIUS und ISTVÁNFY zitiert. Dem letzteren be­
scheinigt er „katholische Objektivität" (S. 395). Der hervorragendste Vertreter der anderen 
Seite, der als Historiker ISTVÁNFY gewiß überlegene Siebenbürger SZAMOSKÖZY, wird nicht ein 
einziges Mal zitiert, obwohl sein Bericht über den Feldzug und die Herrschaft des Woiwoden 
in Siebenbürgen längst Gemeingut rumänischer Geschichtsschreibung geworden ist und manche 
seiner Angaben auch im vorliegenden Werk erscheinen. 
Die Einseitigkeit der von R. herangezogenen Quellen mußte zu Widersprüchen, Lücken und 
auch Irrtümern führen. Mehrere Widersprüche weist die Darstellung des militärischen Poten­
tials der Walachei bzw. MICHAELS auf. Einmal (S. 249) wird die Armee des Woiwoden als 
„Vielvölkerheer" bezeichnet, dann (S. 257) lesen wir den an sich nicht grundlosen Vorwurf, 
„ . . . nicht einmal im Lager der Kaiserlichen und Spanier wurde man Michael und seinem Volke 
gerecht". Auf S. 266 steht wiederum zu lesen, in MICHAELS Heer in der „Schlacht um Groß­
rumänien" bei Miriszló sei „Walachenblut kaum vertreten". Aus der Schilderung des Türken­
krieges in der Walachei im Jahre 1595 (S. 117 ff.) gewinnt der Leser den Eindruck, MICHAEL 
und seine Walachen hätten fast allein alle Siege errungen. Denn MICHAELS Bündnis mit SIGIS-
MUND BÁTHORY wird ziemlich lückenhaft besprochen, die siebenbürgische Waffenhilfe fast 
gänzlich verschwiegen, BOCSKAYS Name nicht einmal erwähnt. Dagegen wird die Schreckens­
herrschaft des Woiwoden der Walachei in Siebenbürgen damit erklärt, daß er „ . . . vorwiegend 
über schwer zu zügelnde ungarische Freibeuter verfügte" (S. 310). Das ist freilich nur ein Teil 
der Wirklichkeit und keine Erklärung für die überlieferten Zusammenstöße zwischen ein­
heimischer Bevölkerung und walachischer Besatzungstruppen. 

Im allgemeinen ist der Verf. mit der weltumspannenden Politik Spaniens viel mehr vertraut 
als mit den Verhältnissen des Nachbarlandes Siebenbürgen. In bezug auf die internationale 
Lage und Rolle der Walachei hält das Buch weitgehend, was sein Titel verspricht. Damit wer­
den jedoch wesentliche Ursachen der Geschehnisse nur zum Teil geklärt. Erstaunlich wenig 
wird das innere Leben der Walachei berücksichtigt. Die Spannungen der Woiwoden und 
Bojaren, die sozialen und wirtschaftlichen Verhältnisse des Bauerntums bleiben außer acht, 
wohl weil die Spanier für solche Dinge kein Interesse hatten. So kann der Eindruck entstehen, 
MICHAEL sei ein sozial gesinnter Bauernfreund gewesen, im Gegensatz zum ungarischen und 
polnischen Adel, was erwiesenermaßen nicht der Fall war. 
Im Lichte weiterer Quellen erscheinen auch andere Formulierungen und Darstellungen als 
bedenklich, lückenhaft oder gar irrig. Die Schilderung des Falles von Temesvár (S. 33) ist 
ebenso einseitig und falsch wie die der Wahl STEFAN BÁTHORYS zum König von Polen (S. 46). 
Man fragt sich, warum sein Katholizismus in Siebenbürgen „polonisierend" (S. 85) gewesen 
sein soll. Im Dunkeln bleiben die völlig geklärten sozialen Gründe, warum die Székler — 
„angeblich deutscher Herkunft" (sic! S. 85) — die BÁTHORYS meist bekämpften, MICHAEL aber 
unterstützten. Ebenso verkennt der Verf. die Anfänge und den Charakter des BOCSKAY-
Aufstandes (S. 334 ff.) und BOCSKAYS Verhältnis zu den Türken (S. 336). Eine billige und 
dazu unwahre Verallgemeinerung ist der Hinweis auf das „Lieber Allah als ,Wer da!c der 
Ungarn" (S. 288). Die Parallele zwischen MICHAELS und MARTINUZZIS Schicksal drängt sich 
einem wörtlich auf und auch R. versäumt nicht, die Nacht von Torda mit der von Alvinc zu 
vergleichen. Beide Morde bezeugen die Unfähigkeit der Kaiserlichen, die verzwickte Lage und 
die dementsprechende politische Taktik der Siebenbürger und Walachen im Schatten der 
Türkenmacht zu begreifen. Es stimmt aber nicht, daß MARTINUZZI Siebenbürgen ebenso „an 
sich reißen" wollte (S. 307), wie MICHAEL es wirklich getan hat. Bekanntlich wurde das Woi-
wodenamt dem alten Paulinermönch und Kardinal von den Kaiserlichen aufgezwungen. 
Obwohl der Verf. sein Thema vornehmlich aus „austrohispanischer" Sicht behandelt, muß er 
öfters Tatsachen der ungarischen Verfassungs- und Rechtsgeschichte heranziehen. Die moderne 
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Literatur scheint ihm leider — wohl aus sprachlichen Gründen — unzugänglich geblieben zu 
sein. Mit der vor über 140 Jahren erschienenen „Geschichte der Magyaren" von JOHANN 
MAJLÁTH dürfte sich ein moderner Historiker nicht mehr zufriedengeben. Einige Formulie­
rungen seien in diesem Zusammenhang richtiggestellt: Siebenbürgen wurde als „Teilgebiet der 
Stefanskrone" nicht nur „empfunden" (S. 66), sondern es galt rechtlich immer als solches. Der 
Anspruch der Habsburger auf Siebenbürgen gründete sich eben auf ihr ungarisches Königtum. 
Den auf S. 329 erwähnten 22. Artikel „eines Preßburger Reichstagsbeschlusses" (16 ..) über 
den Schutz des katholischen Glaubens ließ in Wirklichkeit Erzherzog MATTHIAS nachträglich 
hinzufügen, eine nunmehr einwandfrei festgestellte Verfälschung der beschlossenen Gesetze. 
Das Erbfolgerecht der spanischen Linie Habsburgs hat 1687 nicht „das kaiserliche Inaugural-
diplom" (S. 349) des Reichstages von Preßburg bestimmt, sondern das dort angenommene 
Dekret d. h. Gesetz. 

Diese Einwände und Korrekturen sollen nicht den außerordentlichen Materialreichtum, die 
klare Herausarbeitung der weltpolitischen Zusammenhänge und das hohe literarische Niveau 
des Werkes vergessen lassen. Eine besondere Würdigung verdient der „Anhang", der viel 
mehr bietet als sein Titel verspricht. Nach einer Übersicht der auf MICHAEL DEN TAPFEREN 
bezüglichen spanischen Archivalien werden die Erörterungen der vorausgehenden Kapitel sehr 
klar resümiert und in einem ausgezeichneten ikonographischen Abschnitt die zahlreichen 
Illustrationen erläutert. Sach-, Personen- und Ortsnamenregister ergänzen den Band. Das 
letztere ist leider nicht vollständig, die Identifizierung und Lokalisierung mancher Ortschaften 
scheinen dem Verf. Schwierigkeiten bereitet zu haben. Ein in der Geographie Ungarns be­
wanderter Mitarbeiter hätte diese Aufgabe leicht lösen können. 
Alles in allem: ein ungemein inhaltsreiches und anregendes Buch, das aber auch lehrt, daß 
diplomatische Akten der europäischen Großmächte noch keineswegs ausreichen, die Geschichte 
Südosteuropas wirklich zu durchleuchten, 

Thomas von Bogyay, München 

T O M B O R , I L O N A R . Alte ungarische Schreinermalereien. 15.—19. Jahrhundert. Buda­
pest : Corvina 1967 . 65 S., 48 Abb . F t . 5 5 , - . 

Der vorliegende kleine Bildband ist Teil einer Reihe, die verschiedene Gattungen des Kunst­
gewerbes in Ungarn beschreibt. Behandelt werden die schönsten noch erhaltenen Zeugnisse der 
alten ungarischen Holzmalerei. Die Verfasserin führt den Leser in die Entwicklungsgeschichte 
dieses ausgestorbenen Kunsthandwerks ein, das auf der Verbindung von Architektur und deko­
rativer Malerei beruht, und gibt eine große Anzahl der verschiedensten Beispiele profaner und 
sakraler Volkskunst aus fünf Jahrhunderten: Kassetten, Bänke mit Ornamenten, Decken mit 
gezeichneten figuralen Darstellungen, kunstvoll bemalte Kanzeln, Emporen und andere sakrale 
Holzmalereien. — Das Buch ist reich bebildert, die Auswahl vortrefflich. Die drucktechnische 
Qualität der Abbildung freilich läßt hier und da Wünsche offen. 

Thomas Domjan, Frankfurt 

WANDRUSZKA, A D A M Das Haus Habsburg. Die Geschichte einer europäischen Dynastie. 
Freiburg: H e r d e r Ver lag 1968. 190 S. D M 3,95. Herder-Bücherei N r . 314. 

ADAM WANDRUSZKAS erfolgreiche, bereits 1956 erschienene Geschichte der Habsburger liegt 
nunmehr auch in einer deutschsprachigen Taschenbuchausgabe vor. Wie schon der Titel sagt, 
ist es eine reine Familiengeschichte, die innere Geschichte der für Europa vielleicht bedeutungs­
vollsten Dynastie, die 20 Kaiser und Könige hervorgebracht hat. Der Verf. beginnt mit den 
Abstammungssagen, schildert die historisch greifbaren Anfänge der habsburgischen Territorial­
bildung im Aargau in der heutigen Schweiz, die Königswahl RUDOLF L, mit der die Habs­
burger erstmalig in den Vordergrund der europäischen Geschichte treten, die politischen Heira-
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ten, die Teilung in eine deutsche und eine spanische Linie, das Gefühl für die gemeinsame Zuge­
hörigkeit zur Casa de Austria ging jedoch niemals verloren und schließlich die langsame West-
Ost-Verlagerung des Macht- und Interessenschwerpunktes bei den deutschen Habsburgern — 
die Entstehung der Donaumonarchie. Bei dem beschränkten Räume tritt die politische Ge­
schichte stark in den Hintergrund gegenüber der charakterisierenden Schilderung der einzelnen 
Herrscherpersönlichkeiten. Aber es wäre ungerecht aufzuzählen, was fehlt und was vielleicht 
doch hätte weggelassen werden können. Das Ganze ist eine Einführung und gleichzeitig ein 
Epilog auf die Geschichte einer Monarchie, die jahrhundertelang das Bild Europas entscheidend 
geprägt hat. Es ist ein gut zu lesendes Buch, das durch Stammtafeln und eine Auswahlbio­
graphie ergänzt wird. Peter Bartl, München 

SZILAS, LÁSZLÓ, S. J . Der Jesuit Alfonso Carrillo in Siebenbürgen 1591 — 1599. R o m a : 
Ins t i tu tum His tor icum S. J. 1966. X X I I , 175 S. = Bibliotheca Insti tuti H i s to r i c i 
S. J . 26 . 

Die vorliegende Arbeit, eine Münchener Dissertation, hat das Leben des spanischen Jesuiten 
ALFONSO CARRILLO, der als Berater und Gesandter des siebenbürgischen Fürsten SIGISMUND 
BÁTHORY während des österreichischen Türkenkrieges (1593 ff.) eine bedeutende Rolle spielte, 
zum Gegenstand. Ausgangspunkt und Grundlage seiner Mission war das Verbot des Jesuiten­
ordens in Siebenbürgen (1588). Seit seiner Ankunft in Siebenbürgen bemühte sich CARRILLO, 
das katholische Leben dort neu zu organisieren und die Wiederanerkennung der Jesuiten zu 
erreichen. Diese Aufgabe wurde ihm dadurch erleichtert, daß er als Beichtvater des Fürsten 
großen Einfluß auf diesen gewann. Besonders seit seiner Mitwirkung an der Aussöhnung 
zwischen dem Fürsten und seinen Vettern stieg CARRILLOS Autorität. Als Gesandter SIGISMUNDS 
führte er in Rom und Prag Verhandlungen mit dem Papst und dem Kaiser. Auch an den 
Verhandlungen über Abdankung und Ehescheidung SIGISMUNDS war er beteiligt. Er wurde 
dadurch zu einem der engsten Vertrauten des Fürsten, weshalb es auch nicht ganz konsequent 
erscheint, wenn der Verf. CARRILLO von jeglicher moralischer Mitschuld an der Vernichtung 
der inneren Opposition in Siebenbürgen freispricht (S. 77). Der Spanier war zwar zur Zeit der 
Ausführung abwesend, wußte aber sicher von der Aktion, wie SZILAS selbst zugibt. CARRILLO 
weilte mit einigen Unterbrechungen bis 1599 in Siebenbürgen. Zum Schluß mußte er sich noch 
gegen Vorwürfe verteidigen, er habe nichts gegen Abdankungspläne SIGISMUNDS getan und 
somit indirekt Siebenbürgen dem Kaiser in die Hände gespielt. Der Verf. stellt klar, daß diese 
Vorwürfe zeitgenössischer Autoren unberechtigt waren. — Die Arbeit beruht vorwiegend auf 
Archivmaterial aus Rom (Vatikan, Archívum Romanum Societatis Iesu) und Wien (Haus-, 
Hof- und Staatsarchiv). 21 bisher unveröffentlichte Dokumente sind im Anhang abgedruckt. 
Bemerkt sei noch, daß „Tschausch" (S. 45, Anm. 82) erst seit dem 19. Jahrhundert als Bezeich­
nung für Unteroffiziere verwandt wurde. Zur Zeit, die das Buch behandelt, war der 
„Tschausch" (cavuf) ein hoher Funktionär am osmanischen Hof (s. Artikel „cä'üsh", in: En­
cyclopédie de Plslam. 2. Aufl. Leyden 1965). — Insgesamt hat der Verf. eine sehr lesenswerte 
Arbeit geliefert, die unbedingt zur Bereicherung unserer Kenntnisse über die innere Geschichte 
Siebenbürgens zu Ende des 16. Jahrhunderts und über die Antitürkenpolitik der Kurie 
während des „langen Türkenkrieges" (1593 — 1606) beiträgt. 

Peter Bartl, München 



BESPRECHUNGEN 231 

U N G A R N W Ä H R E N D D E R A U F K L Ä R U N G U N D R E S T A U R A T I O N 

M A R I A T H E R E S I A Briefe und Aktenstücke in Auswahl. Herausgegeben von F R I E D R I C H 
W A L T E R . D a r m s t a d t ; Wissenschaft liehe Buchgesellschaft 1968. X V , 570 S. D M 42 ,60 . 
= Ausgewähl te Quellen z u r deutschen Geschichte der Neuzei t . Freiherr vom S te in -
Gedächtnisausgabe. Band 12. 

Der Herausgeber dieses verdienstlichen Auswahlbandes, ein hervorragender Kenner der 
Geschichte Österreichs in der Neuzeit, der uns vor kurzem durch einen vorzeitigen Tod ent­
rissen worden ist, erklärt es in dem kurzen Vorwort als das Hauptziel dieser Quellensammlung, 
„ . . . eine plastische Vorstellung der Persönlichkeit Maria Theresias zu bieten und in politischer 
Hinsicht ihre Pläne und ihre Haltung den europäischen Großmächten . . . gegenüber zu beleuch­
ten . . . So ergibt sich das seltsame Bild, daß diese persönlich noch durchaus im Barock wur­
zelnde Herrscherin dennoch ihr Reich auf die der Aufklärungszeit entsprechende Höhe erhoben 
hat." — Der Band enthält 464 Aktenstücke, die mit Kopfregest versehen sind. Im Anhang sind 
beigegeben: „Verzeichnis der abgedruckten Stücke" (S. 523 — 546), genealogische Zusammen­
stellungen über die „Verwandtschaft Maria Theresias" (S. 547—548) und über die „Verwandt­
schaft Ludwigs XVI. von Frankreich" (S. 549—550), „Namensverzeichnis" (S. 5 5 1 - 5 7 0 ) . — 
Als Einleitung „Kaiserin Maria Theresia" (S. 1 — 19) ist eine biographische Würdigung erneut 
abgedruckt, die zuerst in dem Sammelwerk „Gestalter der Geschichte Österreichs" (1962) er­
schienen war. 

Georg Stadtmüller, München 

R I C H A R D P R A Z A K Josef Dobrovsky als Hungarist und Finno-Ugrist. Universi ta J . E. 
Purkynë B r n o 1967. 185 S. Kcs 22,— = O p e r a Universi tat is Brunensis. Facultas P h i l o -
sophica/Spisy University J. E. Purkynë v Brnë . Filosofická Faku l t a 122. 

Den im Titel gegebenen engen Rahmen überschreitet diese wissenschaftsgeschichtliche Unter­
suchung weit, denn das Wirken DOBROVSKYS bildet nur einen Teil der Studie. Der Verf. nimmt 
es zum Anlaß, den Gesamtbereich der (geistes-)wissenschaftlichen Beziehungen zwischen 
Böhmen-Mähren und Ungarn im Zeitalter der Aufklärung (das für die böhmischen Lande bis 
in die zwanziger Jahre des 19. Jahrhunderts angesetzt wird) zu umreißen. Nach einem ein­
gehenden Überblick über die Quellenlage wird eine allgemeine Charakteristik der tschechischen 
und ungarischen Aufklärung gegeben, wobei denjenigen Gesichtspunkten Aufmerksamkeit zuge­
messen wird, die für die spätere „nationale Wiedergeburt" von Bedeutung waren. Die tsche­
chische Situation wird hierbei durch die deutsche Aufklärung bestimmt, während die ungarische 
Aufklärung auch französische Einflüsse direkt — über schweizerische und niederländische Kal-
viner — rezipiert, ein Sachverhalt, der zur Erklärung des Ausbleibens einer revolutionären 
Bewegung analog dem ungarischen Jakobinertum in Böhmen und Mähren herangezogen 
wird. 
Zentrale Figur im wissenschaftlichen Leben war auf tschechischer Seite DOBROVSKY. Seinem 
Schaffen in der Hungaristik und Finno-Ugristik als Bereich enger Verbindung zwischen 
Tschechen und Ungarn in der Wissenschaft wendet sich der Verf. vor allem zu, denn durch sie 
wurde — trotz COMENIUS und DOBNER — erst eine eigentliche Zusammenarbeit beider Völker 
auf diesem Gebiet geschaffen. Besonders hervorgehoben werden DOBROVSKYS Rezension von 
S. GYARMATHIS „Affinitás linguae hungaricae cum Unguis fennicae originis . . ." , seine Unter­
suchungen über slawische Wörter im Finnischen und seine Hinweise auf die Bedeutung des 
Samojedischen für die Finno-Ugristik. Diese richtungweisenden Arbeiten werden durch eine 
Fülle von Anregungen und Impulsen ergänzt, mit denen DOBROVSKY die Entwicklung von 
Hungaristik und Finno-Ugristik entscheidend beeinflußte. Sein reicher Briefwechsel legt 
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beredtes Zeugnis von dieser Wirksamkeit ab (auch von SCHLÖZERS Einfluß auf DOBROVSKY), 
so daß ihn der Verfasser mit Recht als den Vater dieser Wissenschaften in Böhmen und Mähren 
bezeichnen kann. DOBROVSKÍS Schlüsselstellung für die Entwicklung dieser Disziplinen im 
tschechischen Bereich wird besonders deutlich durch den breiten wissenschaftsgeschichtlichen 
Hintergrund, der dabei aufgezeigt wird. Da die Wissenschaft der Aufklärungszeit der natio­
nalen „Wiedergeburt" den Boden bereitete, geht der Verfasser schließlich DOBROVSKYS Stellung 
zur Frage der tschechischen Nation und zur Habsburger Monarchie nach. Hier ist besonders 
der Hinweis auf die Fehlbeurteilung durch JUNGMANN und dessen Anhänger von Interesse 
sowie die Feststellung, daß DOBROVSKY in seiner Auffassung vom Slawentum PALACKY nahe­
stand — näher als JUNGMANN und die Spracherneuerer. Dieser allgemeinen Betrachtung über 
die weitere Entwicklung der Anfänge der tschechischen Nationalbewegung, die sich in den von 
JUNGMANN vorgezeigten Bahnen bewegte, wird die ungarische gegenübergestellt, was seine 
Berechtigung durch die gemeinsame Wurzel — die Selbstbehauptung gegen eine drohende Über­
fremdung durch das dominierende Deutschtum — und die gemeinsamen ersten Schritte findet. 
Als Gegenpol zu DOBROVSKY dient FERENC KAZINCZY, an dem die Hinwendung zum politischen 
Kampf in Ungarn sichtbar wird. Daß sich diese Politisierung dann ausgerechnet gegen die 
früheren Bundesgenossen, die Slawen, wandte und zu den schweren Nationalitätenkämpfen 
der dreißiger und vierziger Jahre in Ungarn führte, beendete eine Epoche fruchtbarer Zusam­
menarbeit dieser beiden Völker auf wissenschaftlichem Gebiet. Die Erklärung für die verschie­
dene Entwicklung im tschechischen und ungarischen Raum sieht der Verf. im sozialökonomi­
schen Bereich — so, wie sie hier gegeben wird, ist sie jedoch unbefriedigend. Hier scheinen 
detaillierte Forschungen ebenso nötig wie die vom Verf. gewünschten zur Frage des Verhält­
nisses der ungarischen Jakobiner zu den Tschechen. Das Buch ist mit einem tschechischen, rus­
sischen und englichen Resümee versehen und mit einem umfangreichen Schrifttumsverzeichnis 
sowie einem Personen- und Ortsregister ausgestattet. Sein vorzüglicher Anmerkungsapparat 
enthält wertvolles Material, so daß es einen hervorragenden Beitrag zur Geschichte der Auf­
klärungszeit wie auch zur Wissenschaftsgeschichte überhaupt darstellt. 

Gert Robel, München 

KIRÁLY, B É L A K . Peasant Movement in Hungary in 1790, in : Südost-Forschungen 
Bd. 26 (1967) S. 1 4 0 - 1 5 6 . 

Der Verf., ehemaliger Professor der Kriegsakademie in Budapest und heute am Brooklyn Col­
lege in New York, gibt auf 17 Seiten Text mit einer Kar te eine Übersicht der Bauernbewegung 
in Ungarn 1790. Einleitend wird die Ausgangslage geschildert: die unruhige, spannungsgeladene 
Zeit um den Tod JOSEPHS II. und den Regierungsantritt LEOPOLDS IL, in der der ungarische 
Adel die Wiederherstellung der vorjosephinischen Verhältnisse anstrebte, während die ungari­
schen Bauern dagegen für die Aufrechterhaltung und Erweiterung der von JOSEPH IL einge­
führten Reformen eintraten. Die Ereignisse des Jahres 1790 werden im einzelnen an H a n d 
von Flugblättern geschildert, die damals von Bauern oder ihnen nahestehenden Kreisen ver­
faßt wurden. KIRÁLY kommt zu dem Schluß, daß es sich nicht um die Vorbereitung eines 
Bauernaufstandes oder einer Revolution handelte, sondern um eine evolutionäre Bewegung, 
die unter Verzicht auf Gewaltanwendung die josephinischen Errungenschaften erhalten und 
weitere erreichen wollte. Das Ergebnis dieser Bauernbewegung war erstens die Entsendung 
kaiserlicher Regimenter nach Ungarn, deren Anwesenheit die Bauernbewegung unterdrückte, 
aber auch den rebellischen ungarischen Adel zu einer Einigung mit dem Kaiser zwang, zwei­
tens aber auch gewisse Reformen zugunsten der Bauern, die der Landtag von 1790 — 1791 an­
nahm. So leitete dieses Jahr eine lange Periode friedlicher Entwicklung in der Bauernfrage 
ein. 
Die sozialen, wirtschaftlichen, kulturellen und politischen Hintergründe, Ziele und Ergebnisse 
jener Bewegung werden klar dargestellt, so daß ein abgerundetes Bild der Ereignisse entsteht. 
Freilich läßt die Untersuchung einige Fragen offen. Die nationalen und religiös-kirchlichen 
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Faktoren in der Bauernbewegung werden nur angedeutet. Ohne Erklärung bleibt die Tatsache, 
warum in der Bauernbewegung in Ungarn, die 1784 mit dem HoRiA-CLOscA-Aufstand den 
Höhepunkt der Gewalttätigkeit erreicht hatte, seit 1790 die Gewaltanwendung ausblieb. 

Bohumil Frei, München 

V A L L O T T O N , H E N R Y Kaiserin Maria Theresia, Herrscherin und Mutter. Eine Bio­
graphie. H a m b u r g : Christ ian Wegner Verlag 1968. 311 S. D M 12,80. 

Nicht oft sagen schon Buchtitel und Schlußsatz so Wesentliches aus wie bei dieser Biographie. 
Hier durch den Untertitel „Herrscherin und Mutter" und die ausklingenden Worte „so starb 
Maria Theresia die Große!" Damit ist die unvergeßliche Gestalt der Kaiserin-Königin gleich­
sam skizzenhaft schon umrissen. VALLOTTON, nicht nur Schriftsteller, sondern auch Diplomat 
und Anwalt, belegt in seinem Buch, wie bei einem Plädoyer, sehr vieles sozusagen aktenmäßig; 
nicht durch Akten freilich, die nicht immer verläßlich sind, sondern durch Zitate. Zitate sind 
das aus Briefen MARIA THERESIAS, ihrer Minister, Generäle und sonstiger Mitarbeiter, aus 
Berichten eigener und fremder Gesandten. VALLOTTON tut das, gleichgültig ob er die allererste 
Regierungszeit der jungen Königin von Ungarn schildert, der fast das ganze Europa ihr Erbe 
nicht gönnen wollte, und die, umgeben von lauter dreimal so alten Ratgebern, allein sich einen 
klaren Kopf und ein starkes Herz bewahrte; ob er die Hebende Mutter ihrer vielen Kinder 
und Völker zeichnet, die sie liebte und um die sie sich sorgte wie um ihre eigene „Brut", wie 
sie ihre Kinderschar gerne nannte. Und auch bei ihren Reformen verfährt der Verf. nicht 
anders; bei Erneuerung der nach PRINZ EUGENS Tode und einem unglücklichen Türkenkrieg 
herabgekommenen Armee, bei der Neuordnung der Justiz, der Verwaltung, des Bildungswesens, 
der Universität, der Einführung der Schulpflicht und der Volksschulen. So formt sich gleichsam 
von selbst ein plastisches Bild der Kaiserin; aber nicht nur ihres, da VALLOTON bei FRIED­
RICH II. von Preußen das gleiche Verfahren anwendet und seinen biographischen Beridit im­
mer wieder durch Zitate aus Briefen, Befehlen, Aussprüchen illustriert. Dadurch wird — eben­
falls wie von selbst — der krasse Unterschied zwischen MARIA THERESIA und FRIEDRICH IL 
sichtbar. Hier die moralisch und als Herrscherin absolut integre, jede Lüge, jeden Verrat ver­
abscheuende, aus ihrer Herzenswärme, ihrer Herzenskraft lebende, gütige, oft übergütige 
Kaiserin. Dort der politisch völlig amoralisch handelnde, Verträge willkürlich brechende, 
besetzte Gebiete rücksichtslos ausplündernde und brandschatzende König, voll bösartigen, oft 
auch taktlosen Sarkasmus. „Friedrich der Große war der große Zerstörer des Reichs." Mit 
diesem Satz hat der gewiß nicht undeutsche Historiker HEINRICH VON SRBIK einen seiner Vor­
träge begonnen. 

Schade, daß — allerdings nicht bei den Zitaten — manche Flüchtigkeit auffällt. Das Heilige 
Römische Reich wurde nicht im Jahre 800 gegründet, sondern von Kaiser O T T O I. im Jahre 
962. Das berühmte, heute noch bestehende Wiener Theresianum hat MARIA THERESIA nicht als 
Internat für adelige Mädchen gestiftet, sondern als Ritterakademie, zugleich als Pflanzstätte 
für das hohe Beamtentum. Das MARIA THERESIAS geliebtester Sohn und ihr späterer Mitregent, 
Kaiser JOSEPH IL, der Gründer des Burgtheaters, der Gönner MOZARTS, dessen Größe er mit 
nur sehr wenigen voll erkannte, daß der Beender der Pressezensur, der große Volksfreund, den 
Zuschnitt eines Unteroffiziers hatte, ist eine völlig unverständliche Behauptung. Unverständ­
lich wie die vielen Ausfälle gegen die theresianische Armee. Hat doch FRIEDRICH IL von 
Preußen im Siebenjährigen Kriege über sie geurteilt, daß „ . . . die österreichischen Grenadiers 
admirables seien und die Artillerie wohl bedient werde". Und den Marschall DAUN hielt er für 
den besten und geschicktesten Taktiker seiner Zeit. Gerettet hat den König nur der Tod der 
Zarin ELISABETH. 

Alfons v. Czibulka, München 
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NÉMEDi, L A J O S Kazinczy und Goethe, i n : Veröffentlichungen des Lehrs tuhls für 
deutsche Sprache und Li teratur der Kossu th Lajos Univers i tä t Debrecen. Arbe i ten zur 
deutschen Philologie 3 (1968) S. 8 7 - 1 1 6 . 

Der herrschende Einfluß der französischen Literatur in Ungarn wurde um die Wende des 18. 
zum 19. Jahrhundert von der deutschen abgelöst. Es waren die starken literarischen Impulse 
der Goethezeit, die Ungarn über die Ausstrahlung des ungarn-deutschen Theaters der west-
und nordungarischen Städte erreichten. Besonders KAZINCZY, Aufklärer und Streiter im Kampf 
um die Spracherneuerung, war maßgeblich an der ungarischen Goetherezeption beteiligt. Er 
erlebte GOETHE — mit dem er allerdings nie in Verbindung trat — mit geradezu mystischer 
Hingabe und lebte mit fast unglaublicher Intensität in seinen Werken. Müßig zu erwähnen, 
daß er einige davon übersetzte, darunter Stella, Clavigo, Egmont und Iphigenie. Er hat ent­
scheidend dazu beigetragen, daß, so wie die Geschichte der deutschen Literatur des 19. Jahr­
hunderts vielfach mit der Geschichte des Goetheverständnisses verwoben ist, auch die ungarische 
Literatur jener Zeit — mit einem gewissen Vorbehalt und unter Berücksichtigung der nationalen 
Eigenart — stark von der Goethe-Erfahrung beeinflußt war. KAZINCZY steht an ihrem Beginn— 
vielleicht dem wichtigsten Wendepunkt der ungarischen Literaturgeschichte. Den Schritt von 
der Klassik zur Romantik tat er freilich nie mit, NOVALIS kannte er nur vom Hörensagen. 
Der ungarische Germanist NÉMEDI gibt in dieser klaren literarhistorischen Studie eigentlich eine 
Zusammenfassung der einschlägigen Literatur (unter Einschluß eigener Arbeiten) zum 
KAZiNCZY-Aspekt des Themas. Der deutsch verfaßte Artikel ist besonders als Einleitung in 
ein monographisches Studium höchst nützlich, desgleichen die beigegebene Bibliographie. 

Zoltán Balogh, München 

U N G A R N S E I T 1848 

G Ö L L N E R , C A R L Die Siebenbürger Sachsen in den Revolutionsjahren 1848 — 1849. 
Bukares t : Verlag der Akademie der Sozialistischen Republik Rumänien . 1967. 243 S. 

Die gegensätzlichen Interessen und Bestrebungen der an dem revolutionären Geschehen von 
1848/1849 beteiligten siebenbürgischen, österreichischen und ungarischen Akteure, aber audi die 
zeitgenössischen politischen Positionen und Ideologien trüben bis heute das historische Bild. 
Trotz dieser bekannten Schwierigkeit ist dem Verf. mit der vorliegenden Untersuchung eine 
Leistung gelungen, die um so mehr Anerkennung verdient, da dieser siebenbürgisch-sächsische 
Historiker nicht allein Handlungen und Haltung seiner angestammten Landsleute, sondern auch 
das Verhalten der rumänischen und magyarischen Volksgruppen vor und während des Auf­
standes mit Bemühen um Objektivität einer eingehenden Untersuchung unterzog. Besonders 
verdienstvoll ist auch die Tatsache, daß der Verf. den engen siebenbürgischen Rahmen nach allen 
Seiten hin überschreitet und die siebenbürgischen Ereignisse in die größeren Zusammenhänge 
einordnet. Es handelt sich bei der vorliegenden Arbeit um eine angesichts des ideologischen und 
politischen Hintergrundes erstaunlich objektive, ja geradezu distanzierte Situationsanalyse eines 
recht widersprüchlichen Sachverhalts. — Leider hat es der Verf. versäumt, den Inhalt des wert­
vollen Buches durch ein Namens- und Sachregister zu erschließen. 

Dionisie Ghermani, München 

A N D I C S , ERZSÉBET 1848-1849. Tanulmányok [ 1 8 4 8 - 1 8 4 9 . Studien] . Budapes t : 
Kossuth könyvk iadó 1968. 534 S. Ft. 4 0 , - . 

Diese Beiträge von ANDICS zur ungarischen Revolution von 1848, die hier in einem Band er­
scheinen, sind schon alle einzeln, teils in Zeitschriften, teils selbständig, veröffentlicht worden. 
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Der Band enthält auch solche Beiträge, die nicht unmittelbar die Revolution behandeln. 
Es ist interessant, dieses geschichtliche Ereignis, worüber schon viel geschrieben wurde, von 
einem anderen, weniger bekannten Aspekt zu betrachten. Ein Beitrag behandelt die russische 
Intervention und ihre Vorgeschichte. Sie wurde nicht durch die Proklamation der Unabhängig­
keit ausgelöst, man muß den Anlaß viel früher suchen, sogar bis auf das Treffen von München-
grätz (1833) zurückgehend, wenn man sie richtig begründen will. In einem anderen Beitrag 
analysiert sie die Haltung Englands und Frankreichs gegenüber der Revolution; KOSSUTHS und 
BEMS Hoffnungen auf eine Unterstützung durch die Westmächte waren illusorisch. Der größte 
Raum entfällt auf verschiedene Beiträge über KOSSUTHS Kampf vor und während der Revolu­
tion. — Der reiche Inhalt des Bandes wird durch ein umfangreiches Register erschlossen. 

Bêla Grolshammer, München 

SÜXE, T I B O R Sozialdemokratie in Ungarn. Zur Rolle der Intelligenz in der Arbeiter­
bewegung 1899-1910. K ö l n , G r a z : Böhlau Verlag 1967. 2 4 3 S. D M 38 - = Bei­
träge zu r Geschichte Os teu ropas 6. 

SÜLES Arbeit fußt auf zahlreichen gedruckten und ungedruckten Quellen, und erschließt ins­
besondere die bislang ungedruckten Korrespondenzen von OSZKÁR JÁSZI (Handschriftensamm­
lung der Országos Széchenyi Könyvtár, Budapest), ERVIN SZABÓ (ebenda) und den Nachlaß 
KARL KAUTZKYS (International Institut voor Sociale Geschiedenis, Amsterdam). 
Im ersten Kapitel (S. 1 — 23) beschäftigt sich SÜLE ~ nach einer kurzen Schilderung der Krise 
des Liberalismus in Ungarn — mit den zwei linken Zentren der ungarischen Intelligenz, die 
einen Anschluß an die Sozialdemokratie suchten und fanden: Mit der Sozialwissenschaftlichen 
Gesellschaft (OSZKÁR JÁSZI) und mit dem marxistischen Studentenzirkel in Budapest (ERVIN 
SZABÓ). Anschließend erörtert er den raschen Aufstieg der sozialdemokratischen Arbeiterbewe­
gung zur Massenbewegung (S. 24 — 37). Er weist auf die Anfangsschwierigkeiten hin, mit 
welchen die Sozialdemokratie zu kämpfen hatte: auf den Nationalismus der alten, patrio­
tischen Arbeiterorganisationen und den Internationalismus der neuen Bewegung (S. 27). Die 
Gruppenrivalitäten innerhalb der Partei schienen sich seit 1896 ihrem Ende zu nähern (S. 29), 
ihnen folgten aber Positionskämpfe. SÜLE weist ganz kurz auch auf das Vereinsrecht des dama­
ligen Ungarns hin, welches keine überregionale Zusammenschlüsse der Gewerkschaftsgruppen 
und für diese als Arbeitsbereich nur kulturelle Tätigkeit und Selbsthilfe erlaubte (S. 32). 
Im zweiten Kapitel (S. 38 — 74) wird das wechselseitige Verhältnis der genannten intellektuel­
len Gruppen und der Sozialdemokratischen Partei Ungarns (MSZP) erörtert. In der ungari­
schen Arbeiterbewegung fehlte jene Gruppe bürgerlicher Intellektueller, die die Ideologie der 
neuen Parteien mit nationalen Werthaltungen anreicherte. Man erfährt ferner, daß die Partei 
über keine zentrale Organisation, kein Zentrum und keine gebildeten Mittelkader verfügte. 
Sie trat daher auch nur auf Parteitagen in Erscheinung. Das Schwergewicht der praktischen 
Arbeit lag auch nicht bei der Partei, sondern beim marxistischen revolutionären Studenten­
komitee und bei der Sozialwissenschaftlichen Gesellschaft (S. 59 — 72). 
Im dritten Kapitel (S. 75 —111) beschäftigt sich der Verf. mit den Gegensätzen in der ungari­
schen Sozialdemokratie zwischen den rivalisierenden Gruppen und Ideologien 1903 —1905. 
Der sich um die Zeitschrift „Huszadik Század" gruppierende radikale Teil der Sozialwissen­
schaftlichen Gesellschaft (JÁSZI) wurde von den marxistischen Studenten als revisionistisch ange­
prangert (S. 81); JÁSZI lehnte nämlich die These ab, wonach nur das Proletariat eine Zukunft 
habe (S. 83) und versuchte den Marxismus zu entdogmatisieren (85). SZABÓ wandte sich aber 
auch gegen die orthodoxe Parteiführung, welche ihre Tätigkeit auf den Kampf für das all­
gemeine Wahlrecht beschränkte. SZABÓ dagegen suchte das neue Feld des Klassenkampfes außer­
halb der konventionellen Politik (S. 92). Den „Revolutionismus" erblickte er im Antiparlamen-
tarismus (S. 99). Zunächst befürwortete er eine intellektuelle Führung in der Partei (S. 98), 
später jedoch entwickelte er einen „intellektuellen Antiintellektualismus" (S. 110 — 111). 
Im Kapitel IV untersucht SÜLE die Möglichkeiten sozialdemokratischer Politik in Ungarn in 
den Jahren 1905 — 1907 (S. 112 — 163). Er schildert die Kompromiß- und Konzessionsbereit-
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schaft der Partei auf dem Gebiet der Ideologie (Bereitschaft zur Partnerschaft mit König und 
Regierung) im Interesse des allgemeinen Wahlrechts (S. 116 ff.). Nach dem Scheitern des Ver­
suchs eines Zusammengehens mit der Regierung wurde die Schwäche der Sozialdemokratie 
immer sichtbarer: Spaltung und Entstehung eines ganz linken anarchistischen Flügels unter dem 
roten Grafen ERVIN BATTHYÁNY, Vernachlässigung der Agrarfrage und der Probleme der land­
wirtschaftlichen Arbeitnehmer sowie eine antiintellektuelle Wendung (S. 140—157). 
Im Kapitel V wird die Verdrängung der intellektuellen Opposition aus der Arbeiterbewegung 
(1907 — 1910) behandelt. Die Reaktion des Jászi-Kreises auf den neuen Kurs der Sozialdemo­
kratie war ein sich vertiefender Zweifel an der Sozialdemokratie und am Sozialismus (S. 164). 
JÁszr betonte immer öfter, daß man von den bürgerlichen Radikalen lernen müsse. Im Juni 
1914 gründete er die Nationale Radikale Partei (S. 175). Er warf den Sozialdemokraten vor, 
die Nationalitätenfrage vernachlässigt zu haben, da sie diese in doktrinärer Verranntheit nur 
als Klassenfrage sähen. Er bestritt insbesondere auch die sozialdemokratische Prioritätenfolge 
(erst Lösung der Klassenfrage, dann der Nationalitätenfrage). Die andere intellektuelle Gruppe, 
diejenige SZABÓS, hat sich nach links verschoben (S. 177 if.) und verlangte einen militanten 
Syndikalismus (S. 188). Eine letzte, weniger bedeutende intellektuelle Gruppe mit ALPÁRI an 
der Spitze wurde 1910 aus der Partei ausgeschlossen (S. 209), nachdem sie die Trennung von 
Partei und Gewerkschaften verlangt ha t te (S. 202 — 203). 

László Révész, Bern 

F L E S C H - B R U N N I N G E N , H A N S [ H r s g . ] Die letzten Habsburger in Augenzeugenberichten. 
2. Aufl. Düsseldorf: Kar l Rauch V e r l a g 1967.447 S. D M 24,80. 

In diesem Band der Dokumentarreihe „In Augenzeugenberichten", die bereits 20 Bände aus 
verschiedenen Epochen enthält, werden Berichte über die letzten Habsburger veröffentlicht. 
In einzelnen Kapiteln werden behandelt: Kaiser FRANZ JOSEPH, seine Gemahlin ELISABETH, 
Kronprinz RUDOLF, Thronfolger FRANZ FERDINAND, Kaiser KARL I. und Erzherzog O T T O 
(der jetzige Chef des Hauses Habsburg). Aus diesen Berichten, die aus verschiedenen Memoiren­
werken, Briefsammlungen und Geschichtswerken ausgewählt sind, ergibt sich ein getreues Bild 
der letzten Habsburger. 
Dem Herausgeber scheint es vor allem darauf angekommen zu sein, einen Einblick in das 
private Leben der dargestellten Persönlichkeiten zu gewähren und ihre Charaktereigenschaften 
zu beleuchten. Dagegen tritt in diesen Augenzeugenberichten die politische Geschichte in den 
Hintergrund. Nur einige politische Ereignisse sind gut dargestellt, wie z. B. das ungerecht­
fertigt harte Verhalten des Kaisers und seiner Ratgeber gegenüber dem unglücklichen Feld-
marschalleutnant LUDWIG VON BENEDEK. 

Hrvoje Jurcic, München 

RUMPLER, H E L M U T Max Hussarek. Nationalitäten und Nationalitätenpolitik in Öster­
reich im Sommer des Jahres 1918. G r a z , Köln: H e r m a n n Böhlau Nachf . 1965. 118 S. 
D M 19,80 — Studien zur Geschichte der österreichisch-ungarischen Monarch ie 4. 

Vorliegende Darstellung beschäftigt sich mit den Aktivitäten der österreichischen Innenpolitik 
in den letzten Monaten des Bestehens der Monarchie. RUMPLER hat die etwas farblose Gestalt 
des letzten Ministerpräsidenten HUSSAREK in den Vordergrund gestellt, obwohl, wie er selbst 
zugibt, dieser kaum eigene Initiative entwickelte und nur versuchte, mit der Hinterlassenschaft 
seines Vorgängers fertigzuwerden und zwischen den gegensätzlichen Forderungen der Parteien 
so zu lavieren, daß für die eigentliche Regierungstätigkeit noch ein gewisser Spielraum blieb. 
Der zeitliche Rahmen der Untersuchung ist die Periode zwischen dem 26. Juli und dem 
27. September 1918, umfaßt also die Zeit vom Amtsantritt HUSSAREKS bis zum militärischen 
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Zusammenbruch auf dem Balkan, jenem Zeitpunkt also, bis zu dem eine Nationalitäten­
politik seitens der Wiener Regierung nach Meinung des Verf. noch möglich war. 
Für HUSSAREKS Regierung war am wichtigsten die Gewinnung der Polen. Die sogenannte 
„austropolnische" Lösung hätte mit dem Ausscheiden der polnischen Parteien aus dem öster­
reichischen Parlament eine klare Mehrheit für die notwendigen innenpolitischen Reformen 
gebracht. Man war deshalb den Polen gegenüber zu den größten Zugeständnissen bereit, was 
aber infolge des deutschen und ungarischen Widerstandes und wegen der veränderten Kriegs­
lage nichts mehr nutzen konnte. 
In der böhmischen Frage war es HUSSAREK klar, daß ein Übereinkommen mit den Tschechen 
nicht mehr möglich war. Er bemühte sich deshalb, dort noch vor einer Friedenskonferenz voll­
endete Tatsachen zu schaffen und begann in den deutschen Siedlungsgebieten innerhalb des 
Königreiches Böhmen die Verwaltungs- und Gerichtsbezirke nach nationalen Gesichtspunkten 
neu einzuteilen. Der Verf. betont, daß diese Maßnahmen einzig die Schaffung einer Verwal­
tungsautonomie für die deutsche Bevölkerung Böhmens zum Ziel hatten — eine Feststellung, 
der man nicht so leicht und unbedingt folgen kann, zumal die Darstellung RUMPLERS in dieser 
Hinsicht ziemlich unklar, wenn nicht widersprüchlich (S. 70 — 77) ist. 
Das dritte Problem der österreichischen Nationalitätenpolitik war die südslawische Frage, 
d. h. vor allem die Sorge, wie man der Ausbreitung der jugoslawischen Idee entgegentreten 
konnte. In dieser Frage waren sich die Parteien und Interessenten besonders uneinig. HUSSAREK 
und die Wiener Regierung strebten eine Art „trialistische" Lösung an, d. h. die Zusammen­
fassung von Bosnien-Herzegovina, Kroatien-Slawonien und Dalmatien zu einem Staatsganzen. 
Derartige Pläne scheiterten aber letztlich am Wiederstand der ungarischen Regierung. 
Aus der Untersuchung wird klar, das ist auch die Schlußfolgerung des Verf., der man sich an­
schließen muß, daß die Gründe für den Zerfall des Habsburger Reiches vor allem innen­
politischer Natur waren. In Form eines Ausgleichs wäre die Nationalitätenfrage innerhalb 
der Monarchie nicht mehr zu lösen gewesen. 

Peter Bartl, München 

C S Á K Y , M O R I T Z Der Kulturkampf in Ungarn, Die kirchenpolitische Gesetzgebung der 
Jahre 1894-1895. Köln , Graz, Wien : H e r m a n n BöhlauNachf . 1967. 119 S. D M 1 8 , - . 

Vor dem — einleitend geschilderten — geistesgeschichtlichen Hintergrund wird die Religions­
gesetzgebung in Ungarn zwischen 1868 und 1896 erörtert. Anschließend unternimmt CSÁKY in 
einem auf umfangreicher Quellenverwertung gestützten Kapitel den Versuch, die Auseinander­
setzung zwischen Kirche und Staat darzustellen. Dabei widmet er drei wichtigen Faktoren, 
die zum Kirchenkampf führten, sein besonderes Interesse: dem Einfluß und der Wirkung des 
Liberalismus (in einer von der westeuropäischen stark abweichenden Form), der für Glaubens­
und Meinungsfreiheit eintrat, der Haltung der katholischen Kirche gegenüber den Reformern 
und schließlich dem Zusammenleben zwischen Katholiken und Protestanten. Abschließend 
wird der Sieg der liberalen Kirchenpolitik erläutert. Die Untersuchung schließt mit einer aus­
wertenden Zusammenfassung der Probleme. 
Dem Verf. ist es gelungen, neue und wertvolle Gesichtspunkte zu gewinnen, die — mit Hilfe 
der sorgfältigen kritischen Anmerkungen — Anregung zu weiteren Untersuchungen bieten. 
Kontroversen werden mit zurückhaltendem, aber selbständigem Urteil geprüft. Die Darstel­
lung ergibt ein neues, auf zuverlässige Kenntnis der Einzelheiten beruhendes Bild. 

Thomas Domjan, Frankfurt 
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Probleme der franzisko-josephinischen Zeit 1848—1916. Herausgegeben von F R I E D ­
R I C H E N G E L - J Á N O S I u n d H E L M U T R U M P L E R . München: R . Oldenbourg Verlag 1967. 

1 1 9 S . D M 9 - . 
Der österreichisch-ungarische Ausgleich von 1867. Vorgeschichte und Wirkungen. 
Herausgegeben v o m Forschungsinstitut für den D o n a u r a u m , "Wien. Vorsi tzender 
T H E O D O R H O R N B O S T E L . Gesamtredakt ion P E T E R B E R G E R . Wien, München: Verlag 

H e r o l d 1967. 232 S., D M 46,80. 

Zwei bedeutsame Gedenktage, die 50. "Wiederkehr des Todestages Kaiser FRANZ JOSEPHS (1916) 
und der 100. Jahrestag des Ausgleichs mit Ungarn (1867) gaben der österreichischen Geschichts­
wissenschaft in jüngster Zeit Veranlassung, den geschichtlichen Werdegang der habsburgischen 
Monarchie in der letzten Phase vor dem Zusammenbruch neu zu überdenken. 
Daß sich geschichtliche Größe nur bedingt an Erfolg oder Mißerfolg messen läßt, dafür bietet 
gerade Kaiser FRANZ JOSEPH ein dankbares Studienobjekt. Seine zurückhaltende, von Pflicht­
erfüllung und Selbstdisziplin geprägte, konservative Politik hat sich angesichts der auseinander­
strebenden Tendenzen eines Vielvölkerreiches und trotz nationaler Gärungen und sozialer 
Umbrüche über Jahrzehnte als stabilisierender Faktor erwiesen. Der Persönlichkeit des Monar­
chen und seiner Regierung aus den besonderen Bedingungen der Zeit gerecht zu werden, hat 
sich eine Vortragsreihe an der Wiener Universität zur Aufgabe gestellt, deren Beiträge nun­
mehr von F. ENGEL-JÁNOSI und H. RUMPLER herausgegeben und durch einen eingehenden 
Index erschlossen worden sind. Dem Anlaß und Rahmen entsprechend mußten sich die Vor­
tragenden auf die Skizzierung weniger allgemeiner Linien beschränken (F. ENGEL-JÁNOSI über 
den Monarchen und seine Ratgeber, H . HANTSCH über die Außenpolitik, A. NOVOTNY über 
die Innenpolitik, R. N E C K über Arbeiterbewegung und soziale Frage und J. C H . ALLMAYER-
BECK über das Heerwesen. Als Gäste aus dem Ausland steuerten P. HANÁK [Budapest] einen 
Beitrag über die Stellung Ungarns in der Monarchie und J. D R O Z [Paris] über Österreich-
Ungarn im Spiegel der öffentlichen Meinung Europas, d. h. Frankreichs und Englands, bei). 
In dem Bemühen gerade der österreichischen Gelehrten, der auf die Wahrung der Reichseinheit 
gerichteten Regierungspraxis FRANZ JOSEPHS größeres Verständnis entgegenzubringen, werden 
doch die offensichtlichen Grenzen und Unzulänglichkeiten eines Herrschers nicht verkannt, an 
dem, nach den lesenswerten Ausführungen R. NECKS, „ . . . der welthistorische Wandlungsprozeß 
der Menschen im 19. Jahrhundert vom Homo christianus zum Homo oeconomicus im wesent­
lichen spurlos vorübergegangen . . . " ist (S. 62). Daß es unter seiner Regierungsverantwortung 
nicht gelungen ist, die wirtschaftlichen und sozialen Voraussetzungen für eine echte politische 
Integration der Völkerschaften des Reiches zu schaffen, muß dem rückschauenden Betrachter 
heute als das schwerwiegendste Versäumnis erscheinen. Aus der weitgehenden Identität der 
nationalen und der sozialen Frage ergeben sich daher für kritische Stimmen gerade in den 
Nachfolgestaaten berechtigte Einwände, die in der stark sozialökonomisch ausgerichteten Be­
trachtungsweise P. HANÁKS selbst in der Gesamtbilanz einer so bevorrechteten Nation wie der 
ungarischen nach 1867 ihre Geltung haben. Ungarn hatte seinen Anteil an der beträchtlichen 
wirtschaftlichen Aufbauleistung der Donaumonarchie während der Regierungszeit FRANZ 
JOSEPHS mît einer weitgehend einseitigen Gestaltung seiner Wirtschafts- und Sozialstruktur zu 
bezahlen, die die wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklung Ungarns noch im 20. Jahr­
hundert belastet hat. 
Noch erheblicher sind die Vorbehalte gegenüber einer kaiserlichen Nationalitätenpolitik, deren 
Unzulänglichkeit und Inkonsequenz sich mit besonderer Deutlichkeit in einem Vertragswerk 
wie dem denkwürdigen Ausgleich mit Ungarn widerspiegeln. Die Geschichtsforschung in den 
Nachfolgestaaten hat anläßlich des 100jährigen Gedenktages ihre grundsätzliche Einschätzung 
des Ausgleichsversuches präzisiert und — mit stark ideologischem Einschlag — die vielfältigen 
nationalen Probleme des habsburgischen vielvölkischen Reichsgebildes aus der Sicht der betrof­
fenen Nationalitäten erneut aufgerollt. Der Sammelband zum österreichisch-ungarischen Aus­
gleich, für den das Forschungsinstitut für den Donauraum in Wien verantwortlich zeichnet, 
beschränkt sich mehr auf eine rein verfassungsrechtliche Ausdeutung der Ausgleichsgesetze 
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(E. C. HELLBLING Das österreichische Gesetz vom Jahre 1867 über die gemeinsamen Angelegen­
heiten der Monarchie [S. 64 — 89] ; A. RADVÁNSZKY Das ungarische Ausgleichsgesetz vom Jahre 
1867 [S. 90 — 112]) unter Einbeziehung der verschiedenen Anläufe zu einem Entgegenkommen 
gegenüber den Nationalitäten in den beiden Reichshälften und zu nur grundsätzlichen verfas­
sungsrechtlichen Umstrukturierungen (R. F. "WIERER Die böhmischen Fundamentalartikel vom 
Jahre 1871 [S. 154 — 168]; B. M. PESELJ Der ungarisch-kroatische Ausgleich vom Jahre 1868. 
Verfassungsrechtlidier Überblick [S. 169—185]; C. A, MACARTNEY Das ungarische Nationali­
tätengesetz vom Jahre 1868 [S. 219 — 230], der DEÁKS Einleitung „ein Modell für eine auch 
theoretisch keine Vervollkommnung zulassende mustergültige Darstellung der Beziehungen . . . " 
nennt, „ . . . welche in einem Vielsprachen- oder Vielvölkerstaat zwischen den verschiedenen 
Bestandteilen bestehen sollten" [S. 228]). Die wohl beste Einführung in die Versuche einer 
verfassungsrechtlichen Bewältigung der Nationalitätenfrage in Zisleithanien gibt der Beitrag 
von G. STOURZH Die Gleichberechtigung der Nationalitäten und die österreichische Dezember-
Verfassung von 1867 (S. 186 — 218). Unter Auswertung neuen Quellenmaterials wird die Ent­
stehung des einschlägigen Verfassungsartikels X I X erläutert und insbesondere seine verfas­
sungsrechtliche Bedeutung in der Auslegungspraxis herausgearbeitet. Weitere Beiträge befassen 
sich mit der kirchenpolitischen Lage in der Donaumonarchie um 1867 (E. WEINZIERL) — aller­
dings beschränkt auf die katholische Kirche und den Protestantismus — und mit den Auswir­
kungen des Ausgleichs auf die k. u. k. bewaffnete Macht ( J . - C H . ALLMAYER-BECK), die sich als 
„einzigartige und unersetzliche Schule einer gesamtösterreichischen Staatsauffassung" (S. 123) 
gegenüber dem konkurrierenden Nebeneinander einer national verwurzelten ungarischen Land­
wehr (Honvéd) und einer k. k. Landwehr zu behaupten hatte. Für die wenig erfreuliche gesamt­
wirtschaftliche Bilanz in der Donaumonarchie sieht A.BRUSSATI (Die wirtschaftlichen Folgen des 
Ausgleichs von 1867 [S. 127—142]), die „auffallende Geringschätzung der wirtschafts- und 
finanzpolitischen Aspekte der gesamten Materie" (S. 127) zugunsten staatsrechtlicher Not­
wendigkeiten bei den Ausgleichsverhandlungen verantwortlich. Unter den einführenden Ab­
handlungen verdient weniger die betont antimagyarische „Vorgeschichte des österreichisch­
ungarischen Ausgleichs 1713 — 1867" von J. A. TZÖBL (S. 9 — 32) Hervorhebung als der 
kenntnisreiche Überblick H. HANTSCHS „1866 und die Folgen" (S. 51—63) und der Versuch 
O. REGELES „Österreichs Krieg 1866" (S. 33 — 50), die für die Kriegführung des Jahres 1866 
Verantwortlichen, insbesondere L. VON BENEDEK, vor der Geschidite zu rechtfertigen. 

Edgar Hösch, München 

W E B E R , J O H A N N Eötvös und die ungarische Nationalitätenfrage. München: Ver lag 
R. O l d e n b o u r g 1966. 156 S. D M 18 — = Süd-osteuropäische Arbei ten 64. 

JOSEPH BARON EÖTVÖS gehört neben SZÉCHENYI, KOSSUTH und DEÁK ZU den hervorragendsten 

Persönlichkeiten der ungarischen Geschichte des 19. Jahrhunderts. Im Revolutionsjahr 1848 
und im Ausgleichsjahr 1867 beteiligte er sich maßgebend am Aufbau des ungarischen National­
staates innerhalb der Donaumonarchie. Ihm und DEÁK ist das „Nationalitätengesetz" vom 
1. Dezember 1868 zuzuschreiben. Welche Vorstellungen von der vielschichtigen ungarischen 
Nationalitätenfrage EÖTVÖS dabei leiteten und wie sie sich entwickelt haben, untersucht die 
vorliegende Studie, 
Die Arbeit des Verf. wurde durch das Fehlen einer grundlegenden, dem neueren Forschungs­
stand entsprechenden wissenschaftlichen Darstellung der Geschichte des Nationalitätenproblems 
in Ungarn erschwert: es zwang ihn, zum Verständnis der Voraussetzungen, die EÖTVÖS vor­
fand, die Entwicklung der nichtmagyarischen Nationalitäten bis zum Jahre 1848 zu schildern. 
Ob dies freilich so ausführlich geschehen mußte (dieser Abschnitt füllt knapp die Hälfte des 
Buches), mag dahingestellt bleiben. Die Schilderung ist klar und verständlich; besonders hin­
gewiesen sei auf die löbliche saubere Scheidung zwischen der Bezeichnung „ungarisch" (zur 
Krone Ungarn gehörig) und „magyarisch" (ausschließlich auf die magyarische Nation als solche 
bezogen) durch den Verf. Unverständlich bleibt die Behauptung, „daß die verschiedenen Völker-
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Schäften nicht nebeneinander siedelten . . . sondern in bunter Mischung . . . " (S. 17), was wohl 
bedingt für die Deutschen und Serben gelten mag. Als Beispiel führt der Verf. die Gebiete 
Batschka und Banat an, die ja bekanntlich als Sonderfälle gelten, wo „neben den drei Haupt­
elementen — Madjaren, Deutschen und Serben — noch Kroaten, Bulgaren, Rumänen, Albaner, 
Ruthenen, Slowaken, Tschechen, Franzosen, Italiener , . ." (ebenda) siedelten. Verallgemeinernd 
und auf ganz Ungarn anwendend, zieht der Verf. daraus den Schluß: „Diese Verhältnisse 
machten eine regionale Abgrenzung der einzelnen Völkerschaften unmöglich, woraus sich für 
das entstehende Nationalitätenproblem Ungarns weittragende Konsequenzen ergeben und ihm 
eine eigenartige Färbung verliehen" (ebenda). Da sich diese unzutreffende Behauptung, daß 
sich nämlich „nirgends reine nationale Territorien schaffen ließen" (S. 129), wiederholt, Hegt 
die Vermutung nahe, der Verf. habe — wohl unbewußt — sich die EöTVÖssche Auffassung zu 
eigen gemacht, auf der zum Teil die ungarische, oder besser die magyarische, Nationalitäten­
theorie beruhte. 

Nach einer kurzen Biographie EÖTVÖSS, des Dichters, Philosophen, Wissenschaftlers und Poli­
tikers, der zwischen den evolutionären Ideen SZÉCHENYIS und den revolutionären KOSSUTHS 
stand, folgen anschauliche Darstellungen der theoretischen Grundlagen seiner Nationalitäten­
konzeption und der Lösung des ungarischen Nationalitätenproblems aus seiner Sicht. In diesem 
Zusammenhang ist es unwichtig, ob EÖTVÖS nun „die große innere Kraft des deutschen Volkes 
erkannte" (S. 101; gemeint ist das Deutsche Reich) oder nicht. Wichtig ist sein zweigleisiger, 
sowohl „ungarischer" als auch „madjarischer" Standpunkt, der sich auf das „historische Recht" 
der Stephanskrone stützt, den Nationalitäten aber doch eine kulturelle Entfaltungsmöglichkeit 
zugesteht. Die „Idee der Freiheit, Gleichheit und Demokratie" berücksichtigt hier nur das 
einzelne Individuum, nicht die Autonomie einer Nationalität. 
Der Verf. bemüht sich bei der Untersuchung dieses so überaus komplexen und mit vielfältigen 
Belastungen versehenen Problems mit großem Erfolg um ein Höchstmaß an Objektivität. 
Allerdings geht er zu weit, wenn er auch einige chauvinistische Züge der Nationalitätentheorie 
EÖTVÖSS zu rechtfertigen sucht (S. 133). Dieses Unterfangen ließe sich höchstens damit begrün­
den, daß die eigentliche Magyarisierungspolitik erst nach EÖTVÖSS Tod (er starb 1871) ein­
setzte. 
Diese Beanstandungen sollen jedoch den Wert der Untersuchung nicht schmälern, die einen 
ersten, wichtigen Schritt zur Schließung einer empfindlichen Lücke bildet. Leider wird ihre 
Benutzung durch das Fehlen eines Schrifttumsverzeichnisses und eines Registers erheblich be­
einträchtigt. 

Andreas Rebet, München 
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